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Allgemeine Anwendungshinweise

des Bundesministeriums des Innern 

zur Duldungserteilung nach § 60a Aufenthaltsgesetz 

– mit SH-spezifischen Ergänzungen –
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Teil II Aussetzung der Abschiebung für bestimmte Ausländergruppen - 
Abschiebungsstopp (§ 60a Absatz 1 AufenthG) 

Teil III Individuelle Aussetzung der Abschiebung - Duldung im Einzelfall

1.) Anspruchsduldung (§ 60a Absatz 2 Satz 1 und 2 AufenthG); auch 
Duldung für Personen mit ungeklärter Identität (§ 60b)

2.) Ermessensduldung (§ 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG); auch 
Beschäftigungsduldung (§ 60d)

3.) Duldung während des Verfahrens der Ausländerbehörde zu einer 
Anerkennung der Vaterschaft gemäß § 85a AufenthG (§ 60a Absatz 2 
Satz 4 AufenthG)

Teil IV Sonderfall: Ausbildungsduldung (§ 60a Absatz 2 Satz 4ff. AufenthG) 
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Beschäftigung (BGBl. I 2019, S. 1021) vom 20. Dezember 2019; siehe 
ergänzend auch Erlass zur Umsetzung der Ausbildungsduldung; § 60c 
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Vorbemerkung

Nach Art. 83 Grundgesetz (GG) führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angele-
genheit aus. Nach Art. 84 Absatz 2 GG kann die Bundesregierung in diesem Fall mit Zu-
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. Das Bundesmi-
nisterium des Innern (BMI) kann somit nur mit Zustimmung des Bundesrates verbindliche 
Verwaltungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz (AufenthG) erlassen. Die vorliegenden All-
gemeinen Anwendungshinweise des BMI zur Duldungserteilung nach § 60a Aufenthaltsge-
setz zum Rechtsstand 30. Mai 2017 – den Ausländerbehörden in Schleswig-Holstein mit 
E-Mail vom 31. Mai 2017 (Az. IV 203 – 24294/2017) zugegangen – sind ohne Zustimmung 
des Bundesrates ergangen. Sie werden daher nur verbindlich, soweit die Länder sie über-
nehmen und für verbindlich erklären.

Mit diesem Erlass erklärt das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integra-
tion und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (MSJFSIG) die vorliegenden An-
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wendungshinweise des BMI mit den in rot kenntlich gemachten SH-spezifischen Ergän-
zungen für verbindlich anwendbar.

Hintergrund bzw. Entstehungsgeschichte der vorliegenden Anwendungshinweise:

Das Bundesministerium des Innern wurde durch Ziffer 1 des Beschlusses der Bespre-
chung der (damaligen) Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder vom 9. Februar 2017 beauftragt, Anwendungshinweise zu § 60a des Auf-
enthaltsgesetzes (AufenthG) vorzulegen. Mit den Anwendungshinweisen soll eine einheitli-
chere Anwendung der gesetzlichen Duldungsregelungen mit dem Ziel der Förderung der 
Rückkehr vollziehbar Ausreisepflichtiger erreicht werden. Damit verbunden ist auch das 
Erfordernis einer konsistenteren Anwendungspraxis bei der Speicherung der jeweiligen 
Duldungsgründe in das Ausländerzentralregister (AZR). 

Die Anwendungshinweise ergänzen die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Aufent-
haltsgesetz (AVV-AufenthG) vom 26. Oktober 2009, die im Übrigen unbeschadet fort gelt-
en gilt. Darüber hinaus sind die Hinweise und Vorgaben aus dem Erlass „Durchführung 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen; Zwangsweise Aufenthaltsbeendigung bei vollziehbar 
ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländern“ (im Folgenden:   „  Aufenthaltsbeendi  -  
gungserlass“) des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025 zu beachten.

Die hohe Zahl der vollziehbar Ausreisepflichtigen verdeutlicht den Handlungsbedarf einer 
effizienteren Rückkehrpolitik. Zum Stichtag 30. April 2017 30. Juni 2026 haben sich aus-
weislich des AZR 158.145 199.271 als Geduldete in der Bundesrepublik Deutschland auf-
gehalten. Da es sich bei Geduldeten um vollziehbar ausreisepflichtige Personen handelt, 
muss der Fokus behördlicher Maßnahmen auch bei diesem Personenkreis primär auf die 
Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht („…ist abzuschieben…“; vgl. § 58 Absatz 1 
Satz 1 AufenthG) und die tatsächliche Rückkehr dieser Personen in den Herkunftsstaat 
gerichtet sein. Es ist nicht nur legitim, sondern auch geboten, auf eine Beendigung des 
Aufenthalts derjenigen hinzuwirken, die in Deutschland kein Aufenthaltsrecht haben. 

Vorrangige Prüfung eines (potenziellen) Bleiberechts bzw. einer freiwilligen Ausrei-
se vor Abschiebung:

Die freiwillige Ausreise hat stets Vorrang vor einer Abschiebung, vgl. §§ 59 Absatz 1 Satz 
1, 58 Absatz 1 Satz 1 AufenthG.

Im Kontext einer potenziellen (zwangsweisen) Aufenthaltsbeendigung gilt es jedoch eben-
falls bzw. gleichzeitig zu beachten, dass es Ziel der Landesregierung ist, die Wahrneh-
mung der gegebenen und noch zu erwartenden aufenthaltsrechtlichen Chancen (bei-
spielhaft Ausbildungs- oder Beschäftigungsduldung nach §§ 60c, 60d AufenthG, sowie 
Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 16g, 19d, 25a, 25b, 25 Absatz 5 AufenthG) möglichst vie-
len Menschen zu ermöglichen. Dazu ist es erforderlich, den betroffenen Personenkreis be-
reits in einem frühen Stadium des Aufenthalts über gegebene aufenthaltsrechtliche Mög-
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lichkeiten und deren Erteilungsvoraussetzungen sowie Perspektiven umfassend zu in-
formieren, um unter anderem die erforderliche Deckung eines bestehenden Fachkräftebe-
darfs zu unterstützen und nicht zuletzt ungeklärte aufenthaltsrechtliche Einzelfälle nach-
haltig rechtlich zu befrieden. Sind aufenthaltsrechtliche Perspektiven nicht oder nur vage 
zu erkennen, sollte möglichst frühzeitig auch eine Rückkehrberatung erfolgen (siehe hier-
zu auch bzw. detailliert „Bera  tungserlass“ des MS  JFSIG, Az.:   VIII 401-130229/2026 vom 1.   
Juli 2026 sowie Ziffer 1 des „Aufenthaltsbeendigungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: VIII 
4011 vom 01. Juli 2025). 

Werden bei Geduldeten (doch noch) potenzielle aufenthaltsrechtliche Perspektiven für die 
Ausländerbehörde ersichtlich – insbesondere aufgrund eines (nachträglich) eingegange-
nen Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisses – sind diese – sofern möglich bzw. 
keine Versagungsgründe entgegenstehend – vor der Einleitung konkreter aufenthaltsbeen-
dender Maßnahmen vollumfänglich zu prüfen und der Personenkreis diesbezüglich zu be-
raten. Gemäß § 83a Absatz 2 Landesverwaltungsgesetz (LVwG) erörtert die (Ausländer-) 
Behörde, soweit erforderlich, bereits vor Stellung eines Antrags mit der zukünftig antrags-
tellenden Person, welche Nachweise und Unterlagen von ihr zu erbringen sind und in wel-
cher Weise das Verfahren beschleunigt werden kann. Soweit es der Verfahrensbeschleu-
nigung dient, soll sie der antragstellenden Person nach Eingang des Antrags unverzüglich 
Auskunft über die voraussichtliche Verfahrensdauer und die Vollständigkeit der Antragsun-
terlagen geben. In diesem Zusammenhang wird (auch) auf den Landtagsbe  schluss   
20/3463 vom 24. Juli 2025 „Planungssicherheit für Menschen mit Perspektive – In  tegration   
durch Ausbildung und Berufstätigkeit“ explizit hingewiesen, mit dem der Landtag die Lan-
desregierung aufgefordert hat, darauf hinzuwirken, dass die Ausländerbehörden die ge-
setzlich zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der Ausbildungs- und Beschäftigungsdul-
dung (§§ 60c, 60d AufenthG) sowie bleiberechtliche Verfestigungsmöglichkeiten bei nach-
haltiger Integration, wie zum Beispiel nach § 25a, § 25b oder § 16g Aufenthaltsgesetz, 
konsequent vor der Einleitung konkreter aufenthaltsbeendigender Maßnahmen zu erteilen, 
sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

Teil I Allgemeines 

Grundsatz des geregelten Aufenthalts in Form einer Duldung:

Die Systematik des Aufenthaltsgesetzes lässt grundsätzlich keinen Raum für einen unge-
regelten Aufenthalt unterhalb der Duldung, sondern geht davon aus, dass ein(e) nach den 
§§ 50 Absatz 1, 58 Absatz 2 AufenthG vollziehbar ausreisepflichtige Ausländerin oder ein 
vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, der oder dem keine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird und bei der oder dem die Ausreisefrist abgelaufen und diese nicht erfüllt worden ist, 
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entweder abgeschoben wird oder – von Amts wegen – zumindest eine förmliche Duldung 
erhält.

Die tatsächliche bzw. stillschweigende/„faktische“ Hinnahme des Aufenthalts außerhalb 
förmlicher Duldung, ohne dass die Vollstreckung der Ausreisepflicht betrieben wird, sieht 
das Gesetz nicht vor (vgl. BVerwG, Urteil vom 25. September 1997 – 1 C 3/97 –, Rn. 19 
cc).

Schon dann, wenn sich herausstellt, dass die Abschiebung nicht ohne Verzögerung durch-
geführt werden kann oder der Zeitpunkt der Abschiebung ungewiss bleibt, ist – unabhän-
gig von einem Antrag der Ausländerin oder des Ausländers – als "gesetzlich vorgeschrie-
bene förmliche Reaktion auf ein Vollstreckungshindernis" von Amts wegen eine Duldung 
zu erteilen. Der Zeitpunkt der Duldungserteilung ist dabei nicht ins Belieben der Behörde 
gestellt (vgl. BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 6. März 2003 – 2 BvR 397/02 
–, Rn. 37).

Die Verpflichtung zur Erteilung einer Duldung besteht unabhängig davon, ob die Auslände-
rin oder der Ausländer die Entstehung des Abschiebungshindernisses (z.B. durch Mitfüh-
ren gefälschter Papiere bei der Einreise) oder dessen nicht rechtzeitige Beseitigung (etwa 
durch unterlassene Mitwirkung bei der Beschaffung notwendiger Identitätspapiere) zu ver-
treten hat oder ob sie oder er freiwillig ausreisen könnte (vgl. BVerfG, Stattgebender Kam-
merbeschluss vom 6. März 2003 – 2 BvR 397/02 –, Rn. 38; BVerwG, Urteil vom 25. Sep-
tember 1997 – 1 C 3/97 –, Rn. 16 a)). Maßgeblich ist allein, ob der Abschiebung im Sinne 
des § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG objektiv tatsächliche oder rechtliche (Abschiebungs-) 
Hindernisse entgegenstehen, die es der Ausländerbehörde unmöglich machen, ihrer ge-
setzlichen Abschiebeverpflichtung nachzukommen (vgl. VGH München, Beschluss v. 
05.06.2024 – 19 C 24.66 –, Rn. 10). Ist eine Unmöglichkeit der Abschiebung gegeben, ist 
keine Konstellation vorstellbar, in denen die Ausländerin oder der Ausländer nicht einen 
Anspruch auf Erteilung einer Duldung hätte (vgl. BVerfG, stattgebender Kammerbeschluss 
vom 6. März 2003 – 2 BvR 397/02 –, Rn. 38). Dieser Anspruch besteht (auch) bei der Ver-
büßung einer Strafhaft, da die Abschiebung in diesen Fällen aus tatsächlichen Gründen 
unmöglich ist (vgl. VG Ansbach Urt. v. 23.3.2010 – AN 19 K 09.00249, BeckRS 2010, 
34441), solange die Vollstreckungsbehörde nicht von einer/der Vollstreckung der Freiheits-
strafe gemäß § 456a Strafprozeßordnung (StPO) absieht. Der Ausländerin oder dem Aus-
länder ist eine Duldung zu erteilen und zu verlängern, solange ungewiss ist, wann sie oder 
er konkret abgeschoben werden kann (vgl. VG München Beschl. v. 30.7.2008 – M 12 E 
08.2988, BeckRS 2008, 45856). Für welche Zeiträume die Duldung erteilt und verlängert 
wird, liegt grundsätzlich ebenso im Ermessen der Ausländerbehörde wie die Anordnung ei-
ner etwaigen – allerdings hinreichend bestimmten – auflösenden Bedingung (siehe hierzu 
nachfolgende Ausführungen).

Formelle Anforderungen an eine Duldung und Rechtsschutzverfahren: 
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Die Duldung (nach § 60a bis 60d AufenthG), die einen begünstigenden vollstreckungs-
rechtlichen Verwaltungsakt nach § 106 Absatz 1 LVwG darstellt, gemäß § 77 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5 AufenthG dem Schriftformerfordernis unterliegt und nach § 60a Absatz 4 
in Form einer (deklaratorischen) Bescheinigung nach (ausschließlich) einheitlichem Vor-
druckmuster ausgestellt wird (§§ 78a Absatz 5 Satz 1 AufenthG in Verbindung mit § 58 
Satz 1 Nummer 2 AufenthV), bewirkt lediglich eine vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung einer vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländerin oder eines vollziehbar ausrei-
sepflichtigen Ausländers, deren oder dessen Ausreisepflicht durch die Duldung unberührt 
bleibt (§ 60a Absatz 3 AufenthG). Die Duldung erschöpft sich mithin in dem (vorüberge-
henden) Verzicht der Behörde auf die Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht. 

Die Versagung der Duldung ist gemäß § 108 Absatz 2 Satz 1 LVwG (u.a.) sowohl schrift-
lich als auch mündlich möglich. Aufgrund der Beweisbarkeit ist bei einer mündlichen Ab-
lehnung aber zumindest ein (Kurz-)Vermerk zur Akte zu nehmen. Gegen eine etwaige Ver-
sagung der Duldung (Aussetzung der Abschiebung) ist nach § 83 Absatz 2 AufenthG (in 
Verbindung mit § 68 Absatz 1 Satz 2, 1. Halbsatz VwGO) das Widerspruchsverfahren aus-
geschlossen; der Ausschluss erstreckt sich dabei auf sämtliche Duldungsvarianten, ein-
schließlich der „Ausbildungsduldung“ nach § 60c AufenthG und der „Beschäftigungsdul-
dung“ nach § 60d AufenthG. Die Duldung kann daher nur im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren – in Form einer Verpflichtungsklage gemäß § 42 Absatz 1, 2. Variante VwGO – er-
stritten werden (vgl. Ziffer 83.2 AVV-AufenthG). Der vorläufige Rechtsschutz richtet sich 
nach § 123 Absatz 1 Satz 2 VwGO. Für die vorgenannte Verpflichtungsklage ist – vor Kla-
geerhebung – zunächst ein Antrag des Ausländers gegenüber der Ausländerbehörde auf 
Erteilung einer Duldung Sachurteilsvoraussetzung. Aus Gründen der Rechtssicherheit soll-
te die Versagung der Duldung grundsätzlich schriftlich erfolgen.

Gebührenerhebung:

Für die Ausstellung bzw. Erneuerung/Verlängerung einer Duldung (Bescheinigung über die 
Aussetzung der Abschiebung nach § 60a Absatz 4 AufenthG) sind die in § 47 Absatz 1 
Nummern 5 und 6 AufenthV (bundeseinheitlich) festgelegten Gebühren zu erheben. Ge-
mäß § 53 Absatz 1 Nummer 2 AufenthV sind allerdings Ausländerinnen und Ausländer, die 
ihren Lebensunterhalt nicht ohne Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Zweiten 
oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder dem Asylbewerberleistungsgesetz bestreiten 
können, von den o.g. Gebühren nach § 47 Absatz 1 Nummern 5 und 6 AufenthV befreit. 
Bei der Beurteilung der (nicht gegebenen) Lebensunterhaltssicherung ist in der Regel die 
Bedarfsgemeinschaft zu betrachten.

Ausweisersatz und Passpflicht:

In den Fällen, in denen eine vollziehbar ausreisepflichtige Ausländerin oder ein vollziehbar 
ausreisepflichtiger Ausländer nicht über einen gültigen Pass oder Passersatz verfügt und 
auch die Voraussetzungen für die Ausstellung eines – nur auf Antrag auszustellenden – 
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Ausweisersatzes nach § 55 Absatz 1 Satz 1 AufenthV (konkretisierend zu § 48 Absatz 2 
AufenthG) nicht erfüllt, wird die Bescheinigung auf dem Vordruckmuster nach Anlage D 2b 
(Trägervordruck) der AufenthV erteilt. § 55 Absatz 1 Satz 3 AufenthV verweist hinsichtlich 
des Merkmals der Zumutbarkeit auf die Regelung zum Reiseausweis für Ausländer (§ 5 
Absatz 2 AufenthV). Die dortige „Schranke“ verfolgt denselben Zweck wie das Zumutbar-
keitserfordernis in § 55 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AufenthV. 

Eine Bescheinigung nach Anlage D 2b der AufenthV berührt die zu erfüllende Passpflicht 
nach § 3 Absatz 1 AufenthG hingegen nicht und darf nach § 78a Absatz 5 Satz 2 AufenthG 
den (ergänzenden) Hinweis enthalten, dass die Ausländerin oder der Ausländer mit ihr 
nicht der Passpflicht genügt und ggf. die Personalangaben auf den Angaben der Auslän-
derin oder des Ausländers beruhen (§ 78a Absatz 4 Satz 2 Nummer 10 AufenthG). Auch 
eine geduldete Ausländerin oder ein geduldeter Ausländer kann sich daher wegen „passlo-
sen Aufenthalts“ gemäß § 95 Absatz 1 Nummer 1 AufenthG strafbar machen. Hätte der 
Gesetzgeber beabsichtigt, der Duldung in Bezug auf die Strafbarkeit wegen „passlosen 
Aufenthalts“ eine Sperr- oder Ausschlusswirkung zukommen zu lassen, wäre es geboten 
gewesen, dies in § 95 Absatz 1 Nummer 1 AufenthG durch ein einschränkendes 
Tatbestandsmerkmal („...sofern die Abschiebung nicht ausgesetzt ist“ o.Ä.) klarzustellen. 
Unter Strafe gestellt ist nicht der „passlose Aufenthalt“ als solcher, sondern der Aufenthalt 
unter Verstoß gegen §§ 3 Absatz 1, 48 Absatz 2 AufenthG (= korrespondierend und kon-
kretisierend zu § 55 Absatz 1 Satz 1 AufenthV) (Bergmann/Dienelt/Stephan, 15. Aufl. 
2025, AufenthG § 95 Rn. 27 u. 32, beck-online). Die Ausländerbehörde sollte die „passlo-
se“ (geduldete) Ausländerin oder den „passlosen“ (geduldeten) Ausländer daher fortlau-
fend – ggf. in Form eines Grundverwaltungsaktes auf Grundlage von § 82 Absatz 4 Auf-
enthG – dazu auffordern, diesen Umstand unverzüglich abzustellen und ihn darüber unter-
richten, welche konkreten (Mitwirkungs-)Handlungen von ihm verlangt werden, welche be-
kannten Möglichkeiten (z.B. nachweisliche Vorsprache bei der zuständigen Auslandsver-
tretung) ihm hierfür zur Verfügung stehen und aus welchen Gründen, die allein in seinem 
Verantwortungsbereich liegen, die Abschiebung gegenwärtig nicht durchgeführt werden 
kann (siehe auch den „Beratungserlass“ des MSJFSIG, Ziffer 3 ff.). Bei der Strafvorschrift 
des § 95 Absatz 1 Nummer 1 AufenthG handelt es sich um ein echtes Unterlassungsdelikt 
in Form eines Dauerdelikts (BeckOK AuslR/Hohoff, 44. Ed. 1.10.2024, AufenthG § 95 Rn. 
4, beck-online). Daneben gilt es auch § 98 Absatz 3 Nummer 5a und Absatz 5 AufenthG 
zu beachten, wonach die Nichterfüllung der besonderen Passbeschaffungspflicht des § 
60b Absatz 2 Satz 1 AufenthG bußgeldbewehrt ist. Der Bußgeldrahmen beträgt bis zu 
5.000 Euro. Seine Vollendung hängt nicht von der Erteilung der Duldung mit dem Zusatz 
„für Personen mit ungeklärter Identität“ ab. Abschließend sei angemerkt, dass ein etwaig 
ausgestellter Ausweisersatz kein Grenzübertrittspapier und damit kein Passersatz ist, 
sondern lediglich der Ausweisfunktionen im Inland dient.

Ausschluss einer Duldungserteilung bei Untertauchen:
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Hält sich eine Ausländerin oder ein Ausländer vorsätzlich an einem den Behörden nicht 
bekannten Ort auf (Untertauchen), scheidet die Erteilung bzw. Verlängerung über die Gel-
tungsdauer der Duldung hinaus aus. Durch das Untertauchen entzieht sich die Auslände-
rin oder der Ausländer nämlich den gesetzlichen und behördlichen Regelungen. Wer sich 
auf der einen Seite den migrationsrechtlichen Instrumentarien und Kontrollen entzieht, 
kann sich auf der anderen Seite nicht auf deren Schutz berufen; unabhängig davon, ob die 
materiell-rechtlichen Voraussetzungen des § 60a AufenthG ansonsten vorliegen. Die Aus-
länderin oder der Ausländer soll nicht durch sein pflichtwidriges Untertauchen die Voraus-
setzungen der Duldung selbst schaffen. Anders natürlich, wenn die Nichterteilung der Dul-
dung in der Verantwortung der Ausländerbehörde liegt (BeckOK MigR/Kretschmer, 25. Ed. 
1.3.2026, AufenthG § 95 Rn. 12, beck-online).

Rechtliche Stellung einer geduldeten Ausländerin oder eines geduldeten Auslän-
ders:

Hierdurch Durch eine Duldung wird kein Aufenthaltsrecht begründet (§ 60a Absatz 3 Auf-
enthG). Auf Ziffer 60a.3 AVV-AufenthG wird in in diesem Zusammenhang explizit hingewie-
sen: Die Duldung gibt der Ausländerin oder dem Ausländer kein Aufenthaltsrecht, der Auf-
enthalt bleibt vielmehr unrechtmäßig und die Pflicht zur unverzüglichen Ausreise besteht 
fort. Durch die Duldung wird die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht nicht berührt (vgl. §§ 58 
Absatz 1, 59 Absatz 3 AufenthG). Sie bezweckt (unter anderem), die Ausländerin oder den 
Ausländer trotz der ihm obliegenden vollziehbaren Ausreisepflicht vor der Strafbarkeit zu 
bewahren (vgl. § 95 Absatz 1 Nummer 2 AufenthG). Bei dem Aufenthalt auf der Grundlage 
einer Duldung handelt es sich nicht um einen ordnungsgemäßen Aufenthalt im völker-
rechtlichen Sinne und nicht um einen Aufenthaltstitel i.S. der Verordnung (EU) 2024/1351 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 über Asyl- und Migrati-
onsmanagement (AMM-VO; bis 11. Juni 2026: Dublin III-Verordnung).

Geltungs-/Befristungsdauer einer Duldung:

Die Ausländerbehörden sollten daher Duldungen nur für den voraussichtlichen Zeitraum 
der konkret bestehenden Unmöglichkeit der Abschiebung bzw. des Erfordernisses der An-
wesenheit im Bundesgebiet erteilen bzw. befristen und sich dabei an den besonderen Um-
ständen des Einzelfalles orientieren; eine Mindest- oder Maximalgeltungsdauer der Dul-
dung ist gesetzlich jedenfalls nicht vorgegeben. Folglich ist die Dauer für die Erteilung ei-
ner Duldung in der Regel nach pflichtgemäßem Ermessen (vgl. § 73 Absatz 1 LVwG) 
durch die Ausländerbehörden zu bestimmen. Die Grenzen des Ermessens sind dann über-
schritten, wenn die Entscheidung über die Geltungsdauer der Duldung reinen Sanktions-
charakter hat oder wenn die Geltungsdauer der Duldung aus bloßer Schikane extrem kurz 
festgesetzt wird (vgl. Haedicke, HTK-AuslR / § 60a AufenthG / Allgemein, Stand: 
22.05.2024, Rn. 86). Die Gründe für die Duldungserteilung sind – mit Ausnahme von Dul-
dungen nach §§ 60a Absatz 2b, 60c und 60d AufenthG – regelmäßig, spätestens alle drei 
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Monate, auch mit Blick auf das Primat der Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht 
zu überprüfen. Nur in begründeten Einzelfällen, wenn z.B. der Wegfall der Unmöglichkeit 
in dieser Frist ausgeschlossen erscheint, kann die Duldung ausnahmsweise für einen 
längeren Zeitraum erteilt werden und.

Auflösende Bedingung:

Die Duldung sollte – unter Beachtung der nachfolgenden Ausführungen – mit einer 
auflösen  den Bedingung   nach § 61 Absatz 1f AufenthG als Nebenbestimmung verbunden 
bzw. entsprechend angeordnet werden. Andernfalls erlischt die Duldung nur durch Ablauf 
ihrer Gültigkeit oder müsste – vor einer etwaigen Abschiebung – zunächst gemäß § 60a 
Absatz 5 Satz 2 AufenthG widerrufen werden. Beispielhaft könnte die auflösende Bedin-
gung wie folgt formuliert sein:

„Die Duldung erlischt mit der Bekanntgabe des Abschiebungstermins.“

Nach Auffassung des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts (vgl. VG Schleswig 
Beschl. v. 18.11.2022 – 11 B 118/22, Rn. 2, 22) ist eine solche auflösende Bedingung zu-
lässig und genügt dem Bestimmtheitsgrundsatz. Des Weiteren muss diese im konkreten 
Einzelfall verhältnismäßig sein.

Der Erlass der Nebenbestimmung steht im pflichtgemäßen Ermessen der Ausländerbehör-
de. Dabei hat diese grundsätzlich ihr Ermessen auszuüben. Die Nebenbestimmung darf 
nicht ohne weiteres quasi „auf Vorrat“ erlassen werden (Funke-Kaiser in GK-AufenthG, 
Stand Februar 2021, AufenthG § 60a Rn. 125; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
24. Februar 2016 – 11 S 1626/115 –, juris Rn. 31). Allerdings bedarf es keiner besonderen 
Erwägung, wenn die Ausländerin oder der Ausländer die Umstände, die zur Unmöglichkeit 
ihrer oder seiner Abschiebung führen, kennt, ihr oder ihm die Abschiebung angedroht wur-
de und die Ausländerbehörde nach § 58 Absatz 1 AufenthG grundsätzlich verpflichtet ist, 
die Betroffene oder den Betroffenen im Falle ihrer oder seiner nicht freiwilligen Ausreise 
möglichst umgehend nach Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht abzuschieben (Haedicke, 
HTK-AuslR / § 61 AufenthG / zu Abs. 1f, Stand 12.11.2019, Rn. 32,33). 

Widerruf und/oder Rücknahme bzw. Erlöschen einer Duldung:

§ 60a Absatz 5 Satz 2 AufenthG schreibt einen zwingenden Widerruf („...wird widerru-
fen...“) der Duldung vor, wenn die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe entfallen 
sind. Der Widerruf ist als Verwaltungsvollstreckungsmaßnahmen anzusehen, sodass eine 
Anordnung der sofortigen Vollziehung durch die Ausländerbehörde nach § 80 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 VwGO nicht erforderlich ist. Rechtsbehelfe gegen den Widerruf entfalten 
gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 VwGO in Verbindung mit § 248 Absatz 1 Satz 2 
LVwG keine aufschiebende Wirkung (vgl. VG Schleswig, Beschl. v. 30.6.2021 – 11 B 
38/21, Rn. 15). Es wäre daher vorläufiger Rechtsschutz nach § 80 Absatz 5 Satz 1, 1. 
Halbsatz VwGO durch die Ausländerin oder den Ausländer beim Verwaltungsgericht zu 
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beantragen. Hiervon gibt es jedoch eine Ausnahme: Rechtsmittel gegen den Widerruf 
einer Ermessensduldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG – zu denen auch die Aus-
bildungs- oder Beschäftigungsduldung (§§ 60c, 60d AufenthG) zählt – entfalten aufschie-
bende Wirkung, da diese bedeutsamen Duldungsarten einen besonderen Status der 
Ausländerin und des Ausländers begründen, an den sich etwaige „Bleiberechte“ in Form 
einer Aufenthaltserlaubnis anschließen können.

Der Widerruf der Duldung hat schriftlich zu erfolgen und ist – im Gegensatz zur Erteilung – 
darüber hinaus mit einer Begründung zu versehen.

Einer erneuten Abschiebungsandrohung bedarf es nach einem Erlöschen der Duldung (in-
folge 1. des Ablaufs ihrer Gültigkeit, 2. eines Widerrufs oder 3. einer auflösenden Bedin-
gung) nicht, da – wie bereits unter Teil I ausgeführt – die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht 
(vgl. § 58 Absatz 1, § 59 Absatz 3) und die damit verbundene Abschiebungsandrohung un-
berührt bleibt bzw. nicht entfällt (vgl. Ziffer 60a.5 AVV-AufenthG).

War die Duldung (von Anfang an) rechtswidrig, kann sie nach den §§ 116 ff. LVwG zurück-
genommen werden; es geht dabei um die Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigen-
den Verwaltungsakts (vgl. Haedicke, HTK-AuslR / § 60a AufenthG – zu Abs. 5, Stand: 
13.10.2020, Rn. 13).

Ergänzend wird hierzu auch auf Ziffer 3.5 (Wegfall der Duldung) des „Aufenthaltsbeendi-
gungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025 hingewiesen.

Im Übrigen erlischt die Duldung gemäß § 60a Absatz 5 Satz 1 AufenthG mit jeder Ausreise 
der Ausländerin oder des Ausländers. Für das Erlöschen der Duldung nach § 60a Absatz 5 
Satz 1 AufenthG genügt – anders als nach § 51 Absatz 1 Nummer 6 AufenthG – auch ein 
nur kurzfristiger Aufenthalt im Ausland (Bergmann/Dienelt/Dollinger, 15. Aufl. 2025, Auf-
enthG § 60a Rn. 62, beck-online).

Die regelmäßige Überprüfung der Gründe für die Duldungserteilung entfällt im Falle einer 
„Ausbildungsduldung“ nach § 60c AufenthG, da diese für die im Ausbildungsvertrag be-
stimmte Gesamtdauer der Berufsausbildung zu erteilen ist (vgl. § 60a Absatz 2 Satz 5 60c 
Absatz 3 Satz 4 AufenthG). Gleiches gilt im Falle einer „Beschäftigungsduldung“ nach 
§ 60d AufenthG, da diese in der Regel für 30 Monate zu erteilen ist (vgl. § 60d Absatz 1 
AufenthG). Auch im Falle einer Duldung nach § 60a Absatz 2b AufenthG wird eine regel-
mäßige Überprüfung in der Regel entbehrlich sein (siehe Näheres hierzu unter Teil VI).

Duldungsvarianten und Abgrenzung zur Grenzübertrittsbescheinigung:

Im Wesentlichen sind zwei Varianten von Duldungen nach § 60a zu unterscheiden: 

Zum einen sieht § 60a Absatz 1 AufenthG die Möglichkeit von Duldungen aufgrund eines 
Abschiebungsstopps vor, die allgemein auf bestimmte Ausländergruppen oder für Rück-
führungen in bestimmte Staaten Anwendung finden. So besteht derzeit ein bundesweiter 
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Abschiebungsstopp in Bezug auf Syrien. Zum anderen gibt es Duldungen im Einzelfall 
nach § 60a Absätze 2, 2a und 2b AufenthG. 

Ob die Ausreisepflicht einer nicht geduldeten ausreisepflichtigen Ausländerin oder eines 
nicht geduldeten ausreisepflichtigen Ausländers vollzogen wird, steht nicht im Ermessen 
der Ausländerbehörde (siehe Näheres hierzu in den SH-spezifischen Ergänzungen unter 
Vorbemerkungen). Sowohl das nationale (§ 58 Absatz 1 Satz 1 AufenthG) als auch das 
europäische (Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2008/115/EG (EU-Rückführungsrichtlinie)) 
Recht sehen zwingend vor, dass die vollziehbare Ausreisepflicht erforderlichenfalls auch 
zwangsweise durchgesetzt wird.

Grenzübertrittsbescheiniqunqen (GÜB; siehe hierzu auch Ziffer 50.4 ff. AVV-AufenthG) 
sind keine Aufenthaltstitel (siehe abschließende Aufzählung in § 4 Absatz 1 Satz 2 Auf-
enthG), ebenso wenig handelt es sich bei diesen Dokumenten um Duldungen oder deut-
sche Passersatzpapiere i.S. des § 4 Absatz 1 Satz 1 AufenthV (siehe hierzu auch Ziffer 
3.3.0 AVV-AufenthG). Die aufenthaltsrechtliche Stellung einer Ausländerin oder eines Aus-
länders wird durch eine GÜB folglich nicht geregelt. Es handelt sich bei der GÜB (lediglich) 
um einen Nachweis in der Form eines amtlichen Vordrucks über die (erfolgte) freiwillige 
Ausreise der Ausländerin oder des Ausländers innerhalb der Ausreisefrist i.S. von § 50 Ab-
satz 2 AufenthG, die die Ausländerin oder der Ausländer mit der Abschiebungsandrohung 
oder im Rahmen der Festsetzung einer Ausreisefrist nach § 50 Absatz 2 AufenthG erhält 
und die er aufgrund eines entsprechenden Hinweises zum Zwecke der Ausreise beim 
Grenzübertritt (§ 13 AufenthG) der mit der polizeilichen Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs beauftragten Behörde oder der deutschen Auslandsvertretung 
im Heimatstaat vorlegt (siehe Ziffern 50.4.1.1, 50.4.1.4 AVV-AufenthG). Des Weiteren wird 
– in Ermangelung eines in § 58 AufenthV aufgeführten amtlichen Vordrucks der Bescheini-
gung über die Fristgewährung nach § 59 Absatz 6 AufenthG – dem dort geregelten Erfor-
dernis durch Ausstellung einer GÜB Genüge getan (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 
17/5470, Seite 24). Im Übrigen wird die GÜB lediglich einmalig in § 36a Absatz 3 Nummer 
4 („...eine Grenzübertrittsbescheinigung beantragt hat.“) explizit im Aufenthaltsgesetz er-
wähnt. Laut Gesetzesbegründung (Bundestags-Drucksache Nr. 19/2438, Seite 25) do-
kumentiert die Ausländerin oder der Ausländer mit einem etwaigen Antrag auf GÜB, dass 
sie oder er beabsichtigt, das Bundesgebiet zu verlassen. Eine GÜB ist beispielsweise er-
forderlich für die Teilnahme an einem nach REAG/GARP geförderten Programm zur frei-
willigen Rückkehr. Zusammenfassend ist eine GÜB kein Verwaltungsakt nach § 106 Ab-
satz 1 LVwG und es handelt sich somit (auch) nicht um einen – grundsätzlich erforderli-
chen – geregelten Aufenthalt im Sinne der o.g. Rechtsprechung. Um praktischen Bedürf-
nissen Rechnung zu tragen und zur Erleichterung von Rückführungs- bzw. Ausreisemaß-
nahmen bietet es sich in geeigneten (Einzel-)Fällen gleichwohl an, diese Dokumente aus-
zustellen, z.B. als Überbrückung bis zur tatsächlichen Ausreise in Fällen, in denen der 
Zeitpunkt der freiwilligen Ausreise/Abschiebung explizit fest-steht und unmittelbar bevor-
steht.

12



Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

Teil II Aussetzung der Abschiebung für bestimmte Ausländerqruppen - 
Abschiebunqsstopp (§ 60a Absatz 1 AufenthG) 

Die Abschiebung von Ausländerinnen und Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in 
sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen allgemein oder in bestimmte Staaten kann 
durch die oberste Landesbehörde nach § 60a Absatz 1 AufenthG auf Anordnung aus völ-
kerrechtlichen oder humanitären Gründen – ohne Rücksicht auf das Vorliegen einer indivi-
duellen Gefährdung (vgl. Ziffer 60a.1.0 AVV-AufenthG) – oder zur Wahrung politischer In-
teressen der Bundesrepublik Deutschland für längstens drei Monate ausgesetzt werden.

Im Rahmen des am 24. Oktober 2015 in Kraft getretenen Asylverfahrensbeschleunigungs-
gesetzes wurde die maximale Dauer von sechs auf drei Monate verkürzt. Durch die Rege-
lung können pauschal bestimmte Gruppen von Ausländerinnen und Ausländern erfasst 
werden. Bei der Bestimmung des erfassten Personenkreises ist die oberste Landesbehör-
de dementsprechend frei, eine Eingrenzung nach persönlichen und sachlichen Kriterien 
(z.B. Zugehörigkeit zu einer bestimmten Bevölkerungsgruppe, regionale Herkunft, aber 
auch Ausschlussgründe wie z.B. Straffälligkeit) vorzunehmen (vgl. Ziffer 60a.1.1.1 AVV-
AufenthG). Die Entscheidung liegt im politischen Ermessen der obersten Landesbehörden.

Solange und soweit ein Abschiebungsstopp der obersten Landesbehörde besteht, ist der 
Ausländerin oder dem Ausländer eine Duldung gemäß § 60a Absatz 1 AufenthG zu ertei-
len, wenn sie oder er zu dem in der Anordnung genannten Personenkreis gehört und bei 
ihr oder ihm keine der dort regelmäßig aufgeführten Ausschlussgründe (beispielhaft das 
Vorliegen einer Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG usw.) vorhanden sind. 

Bund und Länder haben vereinbart, dass ein Land vor Anordnung eines Abschiebungs-
stopps die anderen Länder sowie den Bund über die beabsichtigte Maßnahme konsultiert, 
auch wenn das Einvernehmen des Bundesministeriums des Innern noch nicht erforderlich 
ist (vgl. Ziffer 60a.1.3.2 AVV-AufenthG). 

Zur Frage des erforderlichen Einvernehmens des Bundesministeriums des Innern gilt fol-
gendes: 

Der im Zuge des Gesetzgebungsvorhabens geänderte § 60a Absatz 1 Satz 1 AufenthG 
stellt ausdrücklich klar, dass die Länder die Aussetzung nach § 60a Absatz 1 Satz 1 Auf-
enthG nur für einen Zeitraum von drei Monaten anordnen können. 

Zur Frage, ab welchem Zeitpunkt das Einvernehmen des Bundesministeriums des Innern 
einzuholen ist, gibt es infolge der bisher unterbliebenen Anpassung des § 60a Absatz 1 
Satz 2 AufenthG derzeit keine gesetzliche Regelung. Bei der Auslegung sind maßgeblich 
die Ausführungen der Gesetzesbegründung zum Entwurf eines Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes (Bundestags-Drucksache Nr. 18/6185, Seite 50 sowie Bundesrats-
Drucksache Nr. 446/15) zu berücksichtigen, die Grundlage der Verabschiedung in 
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Bundestag und Bundesrat waren. Danach ist der Zeitraum, in dem die obersten 
Landesbehörden ohne das Einvernehmen des Bundesministeriums des Innern einen 
Abschiebungsstopp verfügen können, auf maximal drei Monate zu verkürzen. 

Teil III Individuelle Aussetzung der Abschiebung - Duldung im Einzelfall 

1.) Anspruchsduldung (§ 60a Absatz 2 Satz 1 und 2 AufenthG)

Eine Duldung ist zu erteilen, solange die Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird (§ 60a Absatz 2 Satz 1 
AufenthG; siehe Näheres hierzu in den SH-spezifischen Ergänzungen unter Teil I). Bei der 
Auslegung des Begriffs „unmöglich“ ist darauf abzustellen, ob die Abschiebung alsbald 
realisiert werden kann oder zeitweilig aufgrund rechtlicher oder tatsächlicher Hindernisse 
ausgeschlossen ist. Vorrangig zu prüfen ist – dem Gesetzeswortlaut aus § 60a Absatz 2 
Satz 1 AufenthG folgend –, ob die Erteilung eines Aufenthaltstitels oder anderweitigen 
Bleiberechts (siehe Näheres hierzu in den SH-spezifischen Ergänzungen unter Vorbemer-
kungen) in Betracht kommt (vgl. Ziffer 60a.2.0.2 AVV-AufenthG).

Bei Fällen nach der AMM-VO (ehemals Dublin III-VO) gilt es zu beachten, dass es „Aufga-
be allein des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) [ist] zu prüfen, ob „fest-
steht“, dass die Abschiebung durchgeführt werden kann. Das Bundesamt hat damit sowohl 
zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse als auch der Abschiebung entgegenstehen-
de inlandsbezogene Vollzugshindernisse – d.h. Duldungsgründe – zu prüfen, so dass da-
neben für eine eigene Entscheidungskompetenz der Ausländerbehörde zur Erteilung einer 
Duldung nach § 60a Absatz 2 AufenthG kein Raum verbleibt.

Dies gilt nicht nur hinsichtlich bereits bei Erlass der Abschiebungsanordnung (nach § 34a 
Absatz 1 Asylgesetz (AsylG)) vorliegender, sondern auch bei nachträglich auftretenden 
Abschiebungshindernissen und Duldungsgründen. Gegebenenfalls hat das Bundesamt die 
Abschiebungsanordnung aufzuheben oder die Ausländerbehörde anzuweisen, von deren 
Vollziehung abzusehen.“

In diesem Zusammenhang wird auf die Handlungsempfehlung des Bundesministeriums 
des Innern vom 10. April 2025 sowie das dazugehörige Begleitschreiben des MSJFSIG 
vom 10. Juli 2025 verwiesen.

a) Tatsächliche Unmöglichkeit:

Eine Abschiebung ist tatsächlich unmöglich, wenn sie aufgrund objektiver Umstände, die 
in der Person der Ausländerin oder des Ausländers oder in äußeren Gegebenheiten liegen 
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auf praktische Schwierigkeiten stößt, die nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand zu be-
heben sind. Es sind dies Hindernisse, die die Art und Weise der Durchsetzung der gesetz-
lichen Ausreisepflicht betreffen. 

Von einer tatsächlichen Unmöglichkeit der Abschiebung ist insbesondere in folgenden Fäl-
len auszugehen (siehe hierzu auch Ziffern 60a.2.1.2.1 bis 60a.2.1.2.5 AVV-AufenthG): 

• bei Passlosigkeit der Ausländerin oder des Ausländers und der Aussicht, dass diese 
oder dieser auf unabsehbare Zeit ohne Pass oder Passersatz (zum Zwecke der 
Ausreise) bleiben wird (zur Mitwirkungspflicht s.u.), 

• bei ungeklärter Identität der Ausländerin oder des Ausländers (Duldung für Perso-
nen mit ungeklärter Identität gemäß § 60b AufenthG; s.u.) oder hinreichend nachge-
wiesener Staatenlosigkeit und sofern kein aufnahmebereiter Staat vorhanden ist 
(vgl. VG Stuttgart 10.11.2022 – 4 K 2725/22, Rn. 48),

• bei dauerhaft fehlender Übernahmebereitschaft des Staates, in den abgeschoben 
werden soll, z.B. wenn die Abschiebung selbst mit einem Reisedokument nicht 
möglich ist oder eine Rückführung ohne gültige Dokumente nicht in Betracht 
kommt, 

• bei fehlenden Transportmöglichkeiten (z.B. fehlende Flugverbindungen) bzw. unter-
brochenen Verkehrsverbindungen (z.B. Schließung des Luftraumes) oder aufgrund 
von Reisebeschränkungen (z.B. Pandemien und globale Gesundheitsrisiken), 

• wenn der Staat, in den abgeschoben werden soll, seine Grenzen schließt, 

• bei fehlender Reise- und Transportfähigkeit (siehe hierzu auch bzw. detailliert Ziffer 
3.3 (Reiseunfähigkeit) des „Aufenthaltsbeendigungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: 
VIII 4011 vom 01. Juli 2025), die in den Bereich der inlandsbezogenen Vollstre-
ckungshindernisse fallen, z.B. wegen einer Krankheit oder einer (Risiko-)Schwa-
ngerschaft (siehe Näheres hierzu unter Teil VII). Hiervon kann (auch) die vulnera-
ble Gruppe der Opfer von geschlechtsspezifischer Gewalt (Frauen und deren Kin-
der) betroffen sein, sofern sich aus der erlittenen Gewalt die o.g. Reise- und Trans-
portfähigkeit ergibt. Den Leitfaden des MSJFSIG für die Mitarbeitenden in der 
schleswig-holsteinischen Zuwanderungsverwaltung zu dem Thema: Die Berück  -  
sichtigung von häuslicher und/oder geschlechtsspezifischer Gewalt gegenüber 
Frauen im Aufenthaltsrecht vom 10. Juni 2025 – insbesondere C., III. Die Berück-
sichtigung von geschlechtsspezifischer Gewalt im Hinblick auf Erteilung und Verlän-
gerung von Aufenthaltstiteln – gilt es zu beachten.

Es ist regelmäßig, spätestens alle drei Monate, nachzuhalten, ob das Abschiebungshin-
dernis noch besteht, so dass bei Wegfall ohne Verzug die Durchsetzung der vollziehbaren 
Ausreisepflicht konsequent weiter verfolgt werden kann (siehe Ausführungen zu Teil I). 
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Dies gilt insbesondere in Fällen, in denen die Abschiebung wegen Ankündigung bzw. 
Durchführung eines Hungerstreiks, bei asyltaktisch behaupteter Ankündigung suizidaler 
Absichten oder bei Drohungen gegenüber dem Transport- und Begleitpersonal gescheitert 
ist. Die Ankündigung suizidaler Absichten führt alleinstehend nicht unweigerlich zu einer 
tatsächlichen Unmöglichkeit der Abschiebung (siehe Ausführungen zu Teil VII, Nummer 
3.))

Gegenüber denjenigen, die die Mitwirkung im ausländerrechtlichen Verfahren verweigern, 
ist gezielt – ggf. in Form eines Grundverwaltungsaktes (siehe Ausführungen zu Teil I) – auf 
eine Beseitigung des Abschiebungshindernisses hinzuwirken. Beispielsweise gilt auch für 
geduldete Ausländerinnen und Ausländer, dass zumutbare Anforderungen zur Erlangung 
eines anerkannten und gültigen Passes bzw. Passersatzes erfüllt und entsprechende zu-
mutbare Bemühungen nachgewiesen werden müssen. Auf die Pflicht zur eigenen Beibrin-
gung eines anerkannten Passes oder Passersatzes durch die Ausländerin oder den Aus-
länder (Bringschuld) nach § 56 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Aufenthaltsverordnung (Auf-
enthV) wird hingewiesen. In allen Fällen einer fehlenden Mitwirkung ist die Duldung – ins-
besondere für Personen mit ungeklärter Identität nach § 60b AufenthG – regelmäßig nur 
für jeweils einen Monat zu verlängern.

Exkurs - Duldung für Personen mit ungeklärter Identität (§ 60b):

Durch das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 15. August 
2019 (BGBl. I S.1294) wurde § 60b in das Aufenthaltsgesetz eingefügt. Bei dieser Dul-
dung „für Personen mit ungeklärter Identität“ handelt es sich um um einen Unterfall ei-
ner Duldung nach § 60a AufenthG. Hiernach wird der Ausländerin oder dem Ausländer die 
Duldung im Sinne des § 60a mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ erteilt, 
wenn die Abschiebung aus von ihr oder ihm selbst zu vertretenden Gründen nicht vollzo-
gen werden kann, weil sie oder er das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
über ihre oder seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 
selbst herbeiführt oder sie oder er zumutbare Handlungen zur Erfüllung der besonderen 
Passbeschaffungspflicht nicht vornimmt. Entschließt sich die Ausländerin oder der 
Ausländer nach Erteilung der Duldung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter 
Identität“, die zumutbaren Handlungen für die besondere Passbeschaffungspflicht zu erfül-
len, gilt die Verletzung der Mitwirkungspflicht als geheilt und der Ausländerin oder dem 
Ausländer wird wieder eine Duldung ohne diesen Zusatz ausgestellt (vgl. Gesetzesbe-
gründung; Bundestags-Drucksache Nr. 19/10047, Seite 37).

Die Festschreibung der in § 60b Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 aufgelisteten soge-
nannten „besonderen Passbeschaffungspflicht“ (Mitwirkung an der Ausstellung oder Ver-
längerung des Passes oder Passersatzes (Nummer 1), Teilnahme an Verwaltungsverfah-
ren des Herkunftsstaats (Nummer 2), Freiwilligkeitserklärung (Nummer 3), Erklärung zur 
Erfüllung der Wehrpflicht und sonstiger staatsbürgerlicher Pflichten (Nummer 4), Gebüh-
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renzahlung (Nummer 5), Pflicht zur Wiederholung von Handlungen zur Beschaffung eines 
Passes oder Passersatzes (Nummer 6)) im Aufenthaltsgesetz ermöglicht es, an die Nicht-
erfüllung Sanktionen zu knüpfen.

Konkrete Rechtsfolgen der Ausstellung der Duldung mit ungeklärter Identität, wie z.B. ein 
striktes gesetzliches Erwerbstätigkeitsverbot und einer damit einhergehenden Wohnsitz-
auflage nach § 61 Absatz 1d AufenthG, sind in § 60b Absatz 5 geregelt und entsprechend 
anzuwenden.

Auf die hierzu vorgelegten Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat zu § 60b des Aufenthaltsgesetzes   vom 14. April 2020   wird hingewiesen. 
Zusätzlich sind auch die entsprechenden Hinweise der Ziffer 3.1 des „Aufenthaltsbeendi-
gungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025 sowie insbesondere die 
Vorgaben des „„Beratungserlass“ des MSJFSIG, Az.: VIII 401-130229/2026 vom 1. Juli 
2026 – im Speziellen die Ausführungen zum Grundverwaltungsakt zur Vorbereitung der 
vollstreckbaren Anordnung von Mitwirkungspflichten in Rückkehr- und Abschiebungsfällen 
(Ziffer 3) – zu beachten und entsprechend anzuwenden.

Darüber hinaus sind in Fällen der Mitwirkungsverweigerung generell die im Asylbewerber-
leistungsgesetz vorgesehenen Möglichkeiten der Leistungskürzung anzuwenden. Hierzu 
sind die für die Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen Behörden 
durch die Ausländerbehörden über die Mitwirkungsverweigerung zu informieren (§ 90 Ab-
satz 3 AufenthG) und um Prüfung von Leistungskürzungen gemäß § 1a AsylbLG zu bitten. 
Auf die Regelung des BeschäftigungErwerbstätigkeitsverbotes nach § 60a Absatz 6 Auf-
enthG wird ausdrücklich hingewiesen. Ebenfalls verwiesen wird auf die Straf- und Buß-
geldvorschriften der §§ 95 - 98 AufenthG (siehe Näheres hierzu in den SH-spezifischen 
Ergänzungen unter Teil I).

b) Rechtliche Unmöglichkeit

Rechtliche Gründe stehen der Aussetzung entgegen, wenn sich aus dem nationalen oder 
europäischen Recht, Verfassungsrecht oder Völkergewohnheitsrecht ein zwingendes Ab-
schiebungsverbot ergibt. Eine rechtliche Unmöglichkeit liegt insbesondere in folgenden 
Fallkonstellationen vor (siehe hierzu auch Ziffern 60a.2.1.1.1.1 bis 60a.2.1.1.1.4 AVV-Auf-
enthG): 

• Bei Schutz vor politischer Verfolgung nach Artikel 16a Absatz 1 GG, Zuerkennung 
internationalen Schutzes nach § 3 AsylG oder Vorliegen von Abschiebungshinder-
nissen nach § 60 Absatz 1 bis 5 sowie 7 AufenthG, insbesondere weil im Herkunfts-
land die Folter droht, und zugleich die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 
25 Absatz 1 bis 3 AufenthG nicht in Betracht kommt, etwa wegen Vorliegens Beste-
hens von Ausweisungsinteressen im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 
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AufenthG oder dem Erlass einer Abschiebungsanordnung nach § 58a (§ 5 Absatz 4 
AufenthG). Das Vorliegen von zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernissen bzw. 
-verboten nach Absatz 5 und 7 ist von der Ausländerbehörde zu prüfen, soweit es 
sich nicht um Asylantragstellerinnen oder -antragsteller handelt (siehe § 23 AsylG). 
Das nach § 72 Absatz 2 AufenthG bestehende Beteiligungserfordernis ist zu beach-
ten. (Bereits) ab bzw. bei einer entsprechenden „Beteiligungsanfrage“ der Auslän-
derbehörde an das BAMF ist – bis zum Vorliegen der nicht selbstständig anfechtba-
ren verwaltungsinternen Stellungnahme des BAMF – von einer rechtlichen Unmög-
lichkeit i.S. des § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG auszugehen, da eine Abschiebung 
ohne vorherige Prüfung der vorgetragenen Abschiebungshindernisse ausscheidet. 

• Im Falle eines Asylfolgeantrags nach § 71 AsylG bestimmen Absatz 3 Satz 2 und 3, 
dass die Antragstellerin oder der Antragsteller während der darin skizzierten „Zuläs-
sigkeitsprüfung“ nicht abgeschoben werden darf.

• Bei Bestehen einer Abschiebungssperre während des Auslieferungsverfahrens (§ 
60 Absatz 4 AufenthG). 

• Bei fehlender, aber erforderlicher Zustimmung der Staatsanwaltschaft (siehe hierzu 
auch bzw. detailliert Ziffer 3.9 (Beteiligung der Staatsanwaltschaft) des „Aufenthalts-
beendigungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025) oder der 
Zeugenschutzdienststelle nach § 72 Absatz 4 AufenthG . 

• Bei unzumutbarer Beeinträchtigung des Rechts auf Wahrung des Ehe- und Famili-
enlebens nach Artikel 6 GG und Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK), sofern die Herstellung der bestehenden Familieneinheit im Her-
kunftsstaat unmöglich und unzumutbar ist (weil z.B. ein Familienangehöriger in 
Deutschland aufenthaltsberechtigt ist). Ein Duldungsanspruch kann sich im Einzel-
fall etwa auch aus dem Umstand ergeben, dass eine Ausländerin ein Kind erwartet, 
das qua Geburt durch das Abstammungsprinzip (§ 4 Absatz 1 Staatsangehörig-
keitsgesetz) deutscher Staatsangehöriger wird (siehe auch Ziffer 60a.2.1.1.2.1 AVV-
AufenthG). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 
31. August 1999 - 2 BvR 1523/99 -, NVwZ 2000, 59 f.) drängt die Pflicht des Staa-
tes, die Familie zu schützen, weiterhin (auch) einwanderungspolitische Belange re-
gelmäßig zurück. Es ist nach Auffassung des OVG Berlin-Brandenburg schon nicht 
vereinbar, es hinzunehmen, dass das Kind im Ausland geboren wird, sofern die 
Mutter es in der Bundesrepublik Deutschland zur Welt bringen will. „Denn das Kind 
„hat (als deutscher Staatsangehöriger) mit der Geburt einen unmittelbaren Freizü-
gigkeitsanspruch für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, den es nur 
schwerlich umgehend durchsetzen könnte, wenn die Mutter zuvor ausreisen muss“ 
(OVG Berlin-Brandenburg Beschl. v. 2.2.2007 – 11 N 3/06, BeckRS 2008, 36901, 
beck-online). 
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Ergänzend wird hierzu auch auf Ziffer 4.3 (Abschiebung von Familien) des „Aufent-
haltsbeendigungserlasses“ des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025) hinge-
wiesen.

• Bei unzumutbarer Beeinträchtigung des Rechts auf Achtung des Privatlebens nach 
Artikel 8 EMRK aufgrund der Stellung als sogenannter „faktische Inländerin“ oder 
„faktischer Inländer“. Dieser Begriff ist nicht einheitlich definiert, sondern wird in der 
Rechtsprechung unterschiedlich umschrieben. Das Bundesverwaltungsgericht be-
zeichnet faktische Inländerinnen und Inländer als „im Bundesgebiet geborene und 
aufgewachsene Kinder, deren Eltern sich hier erlaubt aufhalten“ (BVerwG, U.v. 
16.7.2002 – 1 C 8.02 – juris Rn. 23). Das Bundesverfassungsgericht wiederum um-
schreibt den Begriff mit „hier geborene bzw. als Kleinkinder nach Deutschland ge-
kommene Ausländer“ (BVerfG, B.v. 19.10.2016 – 2 BvR 1943/16 – juris Rn. 19). Bei 
faktischen Inländerinnen und Inländern handelt es sich letztlich um Personen, die 
tiefgreifend in die Lebensverhältnisse des Aufenthaltsstaats integriert sind 
(„Verwurzelung“) und (kumulativ) den Lebensverhältnissen des Herkunftsstaats ent-
fremdet sind („Entwurzelung“), mit der Folge, dass sie faktisch zur Inländerin oder 
zum Inländer geworden sind und sie nur noch das rechtliche Band der Staatsange-
hörigkeit mit dem Herkunftsstaat verbindet (BayVGH, B.v. 7.2.2024 -19 ZB 23.1962 
– Rn. 17)(VG Würzburg Urt. v. 10.2.2025 – 7 K 24.971, BeckRS 2025, 4104 Rn. 61, 
beck-online). Artikel 8 Absatz 1 EMRK darf allerdings nicht so ausgelegt werden, als 
verbiete er allgemein die Abschiebung einer oder eines fremden Staatsangehörigen 
nur deshalb, weil sie oder er sich schon eine bestimmte Zeit auf dem Gebiet des 
Vertragsstaats aufhält (vgl. EGMR, Entscheidung vom 16.09.2004 - 11103/03). Wird 
eine unzumutbare Beeinträchtigung des Rechts auf Achtung des Privatlebens durch 
die Ausländerbehörde bejaht, ist jedoch – wie bei anderen, potenziellen Duldungs-
erteilungen auch – der Vorrang der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis (nach § 25 
Absatz 5 AufenthG) zu beachten. Nur wenn die Titelerteilung ausgeschlossen ist, 
kommt die Duldungserteilung in Betracht (Huber/Mantel/Gordzielik/Huber/Naghi-
pour, 4. Aufl. 2025, AufenthG § 60a Rn. 37, beck-online). 

• Für unbegleitete minderjährige Ausländer ist die Regelung des § 58 Absatz 1a Auf-
enthG zu beachten (siehe hierzu auch bzw. detailliert Ziffer 3.4 (Berücksichtigung 
von Minderjährigkeit) des „Aufenthaltsbeendigungserlass“ des MSJFSIG, Az.: VIII 
4011 vom 01. Juli 2025). 

• Wenn die Eheschließung oder Eintragung einer Lebenspartnerschaft mit einer deut-
schen oder aufenthaltsberechtigten ausländischen Person sicher erscheint, ernst-
haft beabsichtigt ist und unmittelbar bevorsteht (Definition s.u.) (sowie das – durch 
die Anmeldung zur Eheschließung beim zuständigen Standesamt eingeleitete – 
Verwaltungsverfahren zur Prüfung der Ehefähigkeit nachweislich abgeschlossen ist 
und seitdem nicht mehr als sechs Monate vergangen sind (vgl. Ziffer 30.0.6 AVV-

19



Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

AufenthG)). In diesem Fall besteht ein Duldungsanspruch, wenn der Eheschließung 
nur noch Umstände entgegenstehen, die nicht in den Zuständigkeitsbereich respek-
tive in die Sphäre der Verlobten fallen, da der Schutzbereich des Artikel 6 Absatz 1 
GG nicht nur die schon bestehende Ehe schützt, sondern auch die Freiheit, die Ehe 
mit einem selbst gewählten Partner einzugehen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
04.05.1971 - 1 BvR 636/68 -, juris Rn. 29). Diese Eheschließungsfreiheit ist als Vor-
wirkung der Ehe ebenso vor Eingriffen geschützt. Um sich bezüglich der Eheschlie-
ßung auf Artikel 6 Absatz 1 GG berufen zu können und eine rechtliche Unmöglich-
keit der Abschiebung i.S. des § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG geltend machen zu 
können, muss die Eheschließung schon konkret absehbar sein. Der bloße Wille zur 
Eheschließung, als auch das Bestehen eines reines Verlöbnisses (§ 1297 ff. Bür-
gerliches Gesetzbuch (BGB), Artikel 13 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch (EGBGB)) ist insoweit nicht ausreichend, um den Schutzbereich von Arti-
kel 6 GG zu eröffnen (vgl. OVG Schleswig, Beschluss vom 14.03.2023 - 4 MB 4/23 
-, juris Rn. 20). Die Eheschließung muss – wie zuvor beschrieben – unmittelbar be  -  
vorstehen. Dies ist grundsätzlich nur dann anzunehmen, wenn sämtliche formelle 
Voraussetzungen für die Eheschließung erfüllt sind und unabhängig vom Verschul-
den der Eheschließenden für Verzögerungen des Verfahrens nur noch der standes  -  
amtliche Termin wahrgenommen werden muss, wenn also die Eheschließung nur 
aus terminlichen Gründen noch nicht erfolgt ist (vgl. OVG Schleswig, Beschluss 
vom 14.03.2023 - 4 MB 4/23 -, juris Rn. 20).

• Bei einer – zur Reise- und Transportunfähigkeit führenden – Schwangerschaft der 
Ausländerin während der Mutterschutzzeiten vor und nach der Geburt (siehe hierzu 
auch bzw. detailliert Ziffer 3.3 (Schwangerschaft) des „Aufenthaltsbeendigungser-
lass“ des MSJFSIG, Az.: VIII 4011 vom 01. Juli 2025). 

Von einem rechtlichen Hindernis i.S. des § 60a Absatz 2 Satz 1 ist im Regelfall allein auf-
grund folgender Fallkonstellationen nicht auszugehen: 

• „Kirchenasyl“. Dies umfasst auch die dem Kirchenasyl in der Regel vorgeschaltete 
Einzelfallprüfung bei Fällen nach der AMM-VO mittels eines entsprechend begrün-
deten Dossiers an das BAMF (siehe auch Merkblatt Kirchenasyl im Kontext von 
Zuständigkeitsbestimmungsverfahren des BAMF). 

• Befassung der Härtefallkommission nach § 23a AufenthG oder von politischen Man-
datsträgern im konkreten Einzelfall. Auf Ziffer 23a.1.3 AVV-AufenthG wird in diesem 
Zusammenhang ergänzend hingewiesen. Gleichzeitig ist zu beachten, dass nach § 
13 Absatz 2 AuslAufnVO die Geschäftsstelle der Härtefallkommission im Rahmen 
der Vorprüfung unverzüglich die Stellungnahme der zuständigen Ausländerbehörde 
einholt und darum bittet, soweit erforderlich, bis zur Entscheidung durch die Härte-
fallkommission von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen abzusehen.

20

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Asyl/merkblatt-kirchenasyl.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Asyl/merkblatt-kirchenasyl.html


Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

• Einlegen einer Petition nach Artikel 17 GG (siehe hierzu auch bzw. detailliert Erlass 
zur Bearbeitung von Eingaben an den Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteini  -  
schen Landtages durch die Zuwanderungsbehörden des MSJFSIG, Az.: 197-
4104/2022-31620/2022-UV-32266/2025 vom 12. Juni 2025).

• Anträge auf Einbürgerung (vgl. Ziffer 60a.2.1.1.3 AVV-AufenthG).

• strafgerichtliche Weisungen gemäß § 57 Absatz 3 i. V. m. § 56c (Strafgesetzbuch) 
StGB, die dem Zweck der Resozialisierung eine Straftäters dienen sollen.

• Prüfung des Vorliegens von Duldungsgründen. 

In diesen Fällen muss die Vollziehung der Ausreisepflicht weiter betrieben werden, sofern 
kein Anlass besteht, aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen oder erheb-
lichem öffentlichen Interesse eine Ermessensduldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 
AufenthG zu erteilen.

c) Vorübergehende Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren

Nach § 60a Absatz 2 Satz 2 AufenthG ist die Abschiebung ebenfalls auszusetzen, wenn 
die vorübergehende Anwesenheit der Ausländerin oder des Ausländers für ein Strafverfah-
ren wegen eines Ver  brechens   von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sach-
gerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts er-
schwert wäre. 

Bei Opfern von Menschenhandel prüft die Ausländerbehörde zunächst die Erteilung einer 
Duldung im Ermessen nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG, wenn dringende humanitäre 
oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen die vorübergehende weite-
re Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern können. Sobald die Voraussetzungen des § 25 
Absatz 4a AufenthG vorliegen, soll Opfern von Menschenhandel eine entsprechende Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden. Auf Ziffer 60a.2.2.1 AVV-AufenthG sowie den Erlass zu § 
25 Absatz 4a AufenthG vom des Schleswig-Holsteinischen Innenministeriums, Az.: IV 206 
– 292-5/2015-147/2015-UV vom 19. April 2018 wird verwiesen.

2.) Ermessensduldung (§ 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG)

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG kann einer Ausländerin oder einem Ausländer eine 
Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebli-
che öffentliche Interessen seine vorübergehende Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern 
und (auch nur dann) das mit dem weiteren bzw. temporären Aufenthalt der Ausländerin 
oder des Ausländers angestrebte Ziel nicht auch in zumutbarer Weise im Ausland erreicht 
werden kann. Die Ausländerin oder der Ausländer hat dabei grundsätzlich die für ihn güns-

21

https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/dw/oeditor?docId=6d3eb822ac12000d366c2f113974d367&mode=view
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/dw/oeditor?docId=6d3eb822ac12000d366c2f113974d367&mode=view
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/dw/oeditor?docId=6d3eb822ac12000d366c2f113974d367&mode=view
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/g/:spaces:wissensbasis/wissensbasis/documents?documentPreviewId=64595cc1ac12000f4ad8a394e28859f0
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/g/:spaces:wissensbasis/wissensbasis/documents?documentPreviewId=64595cc1ac12000f4ad8a394e28859f0
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/g/:spaces:wissensbasis/wissensbasis/documents?documentPreviewId=64595cc1ac12000f4ad8a394e28859f0


Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

tigen Umstände, soweit sie nicht offenkundig oder bekannt sind, unter Angabe nach-
prüfbarer Umstände unverzüglich eigenständig gegenüber der Ausländerbehörde geltend 
zu machen (§ 82 Absatz 1 Satz 1 AufenthG). Es ist in jedem Einzelfall eine Abwägung der 
individuell-konkreten Umstände zu treffen, ob das öffentliche Interesse an der tatsächlich 
möglichen und rechtlich zulässigen Aufenthaltsbeendigung überwiegt oder diese Maßnah-
me eine erhebliche Härte für die Ausländerin oder den Ausländer bedeuten würde, ohne 
dass ein zwingender Duldungsgrund nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG gegeben wäre. 

Dringende humanitäre oder persönliche Gründe sind insbesondere in folgenden Fallkon-
stellationen denkbar (siehe Ziffern 60a.2.3.1 i. V. m. 25.4.1.6.1 AVV-AufenthG): 

• bei einem in wenigen Wochen bevorstehenden Abschluss einer Schul- oder Berufs-
ausbildung, sofern dieser Fall nicht bereits unter § 60c Absatz 1 a Absatz 2 Satz 4ff. 
AufenthG fällt oder §§ 16g Absatz 1, 25 Absatz 5, 25a AufenthG einschlägig sind. 
Auf die Ziffern 60a.2.3.1 i. V. m. 25.4.1.6.1 AVwV-AufenthG wird verwiesen, 

• Erledigung wichtiger persönlicher oder finanzieller Angelegenheiten, wie z.B. nach 
dem Tod einer oder eines nahen Angehörigen, 

• vorübergehende Betreuung einer oder eines schwer erkrankten Familienangehöri-
gen, 

• vorübergehende Erkrankung, die noch nicht zur Reise- und Transportunfähigkeit 
führt und eine zeitnahe Ausreise sichergestellt ist, beispielsweise bei Abschluss ei-
ner bereits begonnenen ärztlichen Behandlung, 

• im Falle eines Studiums, wenn aufgrund der bisherigen Studienleistungen ein er-
folgreicher Abschluss in absehbarer Zeit zu erwarten ist, 

• bei berufsvorbereitenden Maßnahmen, sofern ein Ausbildungsvertrag für eine an-
schließende qualifizierte Berufsausbildung zuverlässig belegt ist oder der regelhafte 
Übergang aus der Qualifizierungsmaßnahme in qualifizierte Berufsausbildung nach-
gewiesen werden kann und eine Duldungserteilung nach § 60c Absatz 1 a Absatz 2 
Satz 4 AufenthG bzw. Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16g Absatz 1 Auf-
enthG noch nicht möglich ist (im Einzelnen s.u. IV. siehe Ziffer 16g.1.1.6 der An  -  
wendungshinweise des Bundesministeriums des Innern und für Heimat zum Fach  -  
kräfteeinwanderungsgesetz (BGBl. I 2019, S. 1307) unter Berücksichtigung des Ge  -  
setzes und der Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwande  rung   
(BGBl. I 2023, Nr. 217, S. 1 bzw. BGBl. I 2023, Nr. 233, S. 1); Aktualisierung auf 
den ab 1. Juni 2024 geltenden Rechtsstand  )  . 

• im Falle der Ausübung einer den Lebensunterhalt sichernden sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung, sofern die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
„Beschäftigungsduldung“ – als Unterfall der Duldung aus dringenden persönli-
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chen Gründen – nach § 60d Absatz 1 AufenthG erfüllt sind. Geduldeten soll durch 
diese Norm ein rechtssicherer Aufenthalt ermöglicht und eine Bleibeperspektive 
aufgezeigt werden. Mit der Beschäftigungsduldung wurde durch das Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung vom 8. Juli 2019 (BGBl. I 2019, S. 
1021) eine Regelung eingeführt, die klare Kriterien für einen verlässlichen Status 
von Geduldeten definiert, die durch ihre Beschäftigung ihren Lebensunterhalt si-
chern und gut integriert sind. Die geklärte Identität ist dabei eine wesentliche Vor-
aussetzung für die mit einer längerfristigen Aufenthaltsperspektive ausgestattete 
Beschäftigungsduldung (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 20/10090, Seite 17). Mit 
der dreißigmonatigen Beschäftigungsduldung erhalten die Arbeitgeber sowie die 
Geduldeten und ihre Familien Rechtsklarheit und Rechtssicherheit und mit der an-
schließenden Möglichkeit des Übergangs in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b 
oder nach § 19d AufenthG eine Bleibeperspektive. Auf die hierzu vorgelegten An-
wendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat zum 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung (BGBl. I 2019, S. 1021) 
vom 20. Dezember 2019 wird hingewiesen.

• im Falle einer „Ausbildungsduldung“ – (ebenfalls) als Unterfall der Duldung aus 
dringenden persönlichen Gründen – nach § 60c Absatz 1 AufenthG (siehe Teil IV)

Erhebliche öffentliche Interessen sind z.B. anzunehmen in Fällen, in denen 

• die oder der Betroffene Beteiligte oder Beteiligter eines gerichtlichen Verfahrens ist 
oder in einem Ermittlungsverfahren als Zeugin oder Zeuge oder Angeschuldigte 
oder Angeschuldigter benötigt wird (sofern die Regelungen der §§ 60a Absatz 2 
Satz 2, 25 Absatz 4a oder 4b AufenthG nicht greifen), 

• außenpolitische Belange einen vorübergehenden weiteren bzw. temporären Aufent-
halt des Betroffenen im Bundesgebiet erfordern, wenn beispielsweise internationale 
Beziehungen durch die Abschiebung beeinträchtigt würden (Hailbronner AuslR Rn. 
75) (BeckOK AuslR/Kluth/Breidenbach, 47. Ed. 1.1.2026, AufenthG § 60a Rn. 25, 
beck-online).

• fiskalische Gründe den Ausschlag für die weitere Anwesenheit der Ausländerin oder 
des Ausländers geben. Dies kann beispielsweise vorkommen, wenn Angehörige 
durch die Anwesenheit der Ausländerin oder des Ausländers nicht auf staatliche Un-
terstützungsleistungen angewiesen wären.

Auf der Grundlage von § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG ausgestellte Duldungen dürfen nur 
für den Zeitraum erteilt werden, in dem diese Gründe voraussichtlich vorliegen. Die Dauer 
für die Erteilung einer Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG sollte regelmäßig – 
mit Ausnahme der Ausbildungsduldung nach § 60c AufenthG und der Beschäftigungsdul-
dung nach § 60d AufenthG –  drei Monate nicht über  schreiten  . Die Gründe für die Dul-
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dungserteilung sind regelmäßig, spätestens alle drei Monate, zu überprüfen (siehe Ausfüh-
rungen zu Teil I).

3.) Duldung während des Verfahrens der Ausländerbehörde zu einer Anerkennung 
der Vaterschaft gemäß § 85a AufenthG (§ 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG)

Durch das Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 20. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2780) wurde erstmalig mit § 85a AufenthG alte Fassung ein Verfahren bei kon-
kreten Anhaltspunkten einer missbräuchlichen Anerkennung der Vaterschaft in das 
Aufenthaltsgesetz implementiert und damit einhergehend auch ein weiterer Duldungstat-
bestand geschaffen.

Mit dem Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vater-
schaft und zur Änderung weiterer Vorschriften wurde das bisherige Verfahren Mitte 2026 
angepasst. Ziel war bzw. ist es, dass in einschlägigen Verdachtskonstellationen zielgenau-
er eine weitergehende Einbindung der Ausländerbehörden in Form eines Zustimmungs-
verfahrens erfolgt. Die Zustimmung der Ausländerbehörde zur Anerkennung ist in Fällen 
eines „aufenthaltsrechtlichen Gefälles“ zwischen den Beteiligten (zum Beispiel der Aner-
kennende besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit, die Mutter eine Aufenthaltsgestattung 
oder Duldung) erforderlich. Liegt die erforderliche Zustimmung der Ausländerbehörde nicht 
vor, weist das Standesamt den Antrag auf Eintragung des Vaters in den Geburtseintrag 
des Kindes zurück.

Nach § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG wird die Abschiebung des dort genannten 
Personenkreises ab dem Zeitpunkt der Antragstellung nach § 85c Absatz 1 Satz 1 ausge-
setzt, solange bis das Verfahren nach den §§ 85a bis 85c durch Entscheidung der Auslän-
derbehörde abgeschlossen ist. Aber nur sofern nach 85a die Zustimmung der 
Ausländerbehörde zu einer Anerkennung der Vaterschaft (überhaupt) erforderlich ist.

Die Anknüpfung an den Zeitpunkt der Antragstellung gewährleistet einerseits, dass die 
Ausländerbehörde von dem Aussetzungsgrund Kenntnis hat und die Beteiligten den Zeit-
raum der vorübergehenden Aussetzung der Abschiebung nicht durch eine verspätete An-
tragstellung bei der Ausländerbehörde in die Länge ziehen können. Das Anknüpfen an den 
Zeitpunkt der Antragstellung gemäß § 85c Absatz 1 AufenthG darf andererseits jedoch 
nicht dazu führen, dass den Beteiligten die Möglichkeit zur Antragstellung bei der Auslän-
derbehörde genommen wird, indem der Anerkennende oder Mutter und Kind in dem Zeit-
raum zwischen der Beurkundung der Anerkennung der Vaterschaft und der Antragstellung 
nach § 85b Absatz 1 AufenthG abgeschoben werden. Die Abschiebung ist deshalb auch 
dann noch auszusetzen, wenn die Beteiligten darlegen können, dass eine unverzügliche 
Antragstellung bei der Ausländerbehörde zunächst aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen nicht möglich war und der Antrag nach § 85c Absatz 1 AufenthG sodann jedoch 
ohne weiteres Zögern gestellt wurde.
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Durch die Aussetzung der Abschiebung soll die Anwesenheit der Beteiligten im laufenden 
Verfahren gewährleistet werden, die nicht aus anderen Gründen bereits ein Aufenthalts-
recht besitzen. Insbesondere wird dadurch ermöglicht, dass diese ihren Mitwirkungspflich-
ten, u. a. Vorsprachen bei der Ausländerbehörde, nachkommen können (vgl. Gesetzesbe-
gründung; Bundestags-Drucksache Nr. 21/4081, Seite 42).

§ 85c Absatz 3 Satz 1 AufenthG sieht grundsätzlich die Erteilung der Zustimmung durch 
Zeitablauf (Zustimmungsfiktion) vor, wenn die Ausländerbehörde nicht binnen vier Mona-
ten nach Eingang des vollständigen Antrags über die Zustimmung zur Vaterschaftsaner-
kennung entschieden hat. Die Dauer für die Erteilung einer Duldung nach § 60a Absatz 2 
Satz 4 AufenthG hat den genannten Zeitraum von vier Mo  n  ate daher nicht zu   überschrei-
ten. Im Anschluss kann die Erteilung einer Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG 
erfolgen, (nur) sofern noch zusätzliche anderweitige tatsächliche oder rechtliche Dul-
dungsgründe vorliegen.

Nach § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG alte Fassung war die Abschiebung solange auszu-
setzen, bis das Verfahren nach § 85a alte Fassung durch vollziehbare Entscheidung abge-
schlossen war. § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG neue Fassung stellt hingegen „nur“ auf 
den Zeitpunkt der „Entscheidung der Ausländerbehörde“ ab (und nicht mehr auf die Voll-
ziehbarkeit der Entscheidung). Mit Bekanntgabe der Entscheidung Ausländerbehörde en-
det daher der gesetzliche Duldungsanspruch nach § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG für den 
in Rede stehenden Personenkreises, selbst wenn gegen die Entscheidung (schriftlicher 
oder elektronischer Verwaltungsakt auf Antrag gemäß § 85c Absatz 1 Satz 1 AufenthG) 
der Ausländerbehörde Widerspruch und Klage erhoben werden sollte.

Zu den Besonderheiten der „Ausbildungsduldung“ nach § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG 
wird auf die Ausführungen im folgenden Teil IV verwiesen.

Teil IV Sonderfall: Ausbildunqsduldunq (§ 60a Absatz 2 Satz 4 ff. AufenthG)

Ersetzt durch die Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung (BGBl. I 2019, S. 
1021) vom 20. Dezember 2019; siehe ergänzend auch Erlass zur Umsetzung der Ausbil  -  
dungsduldung; § 60c AufenthG des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration 
und Gleichstellung vom 27. Juli 2020.
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Teil V Duldung nach Rückübernahme (§ 60a Absatz 2a)

§ 60a Absatz 2a AufenthG regelt die Aussetzung der Abschiebung in Fällen, in denen eine 
Zurückschiebung oder Abschiebung gescheitert ist, keine Abschiebungshaft angeordnet 
wird und die Bundesrepublik Deutschland rechtlich zur Rückübernahme der Ausländerin 
oder des Ausländers verpflichtet ist. In diesen Fällen wird eine kurzfristige Duldung – „zur 
vorläufigen Regelung des Status“ (Bundestags-Drucksache Nr. 16/5065, Seite 187) und 
damit zur Vermeidung eines ungeregelten Aufenthalts – von einer Woche erteilt (Satz 1). 
Nach § 61 Absatz 1a AufenthG wird der Aufenthalt in den Fällen des § 60a Absatz 2a Auf-
enthG auf den Bezirk der zuletzt zuständigen Ausländerbehörde im Inland beschränkt. Die 
Ausländerin oder der Ausländer muss sich nach der Einreise unverzüglich dorthin bege-
ben. Zuständig für diese Maßnahmen sind gemäß § 71 Absatz 3 Nummer 2 AufenthG die 
mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Be-
hörden. Die gescheiterte Abschiebung führt nicht zu einer Besserstellung der oder des Be-
troffenen dahingehend, dass sie oder er einen Anspruch auf Verlängerung der Duldung 
gemäß § 60a Absatz 2a Satz 1 AufenthG hat; siehe § 60a Absatz 2a Satz 2 AufenthG. Ge-
gebenenfalls kommt aber die Erteilung einer Duldung durch die Ausländerbehörde wegen 
einer etwa weiter bestehenden tatsächlichen Unmöglichkeit der Abschiebung nach § 60a 
Absatz 2 Satz 1 AufenthG oder wegen anderer Duldungsgründe in Betracht. 

Teil VI   Duldung der   Familienangehörigen   von gut integrierten Jugendlichen (§   
60a Absatz 2b)

§ 60a Absatz 2b AufenthG regelt die Aussetzung der Abschiebung für Eltern oder eines al-
lein personensorgeberechtigten Elternteils von minderjährigen Kindern, die eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25a AufenthG erhalten haben (Aufenthaltsgewährung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und Heranwachsenden jungen Volljährigen), soweit für die Eltern 
oder das allein personensorgeberechtigte Elternteil nicht die Voraussetzungen für die Er-
teilung einer vorzugswürdigen Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 2 Satz 1 AufenthG 
vorliegen. Ein abgeleitetes Aufenthaltsrecht nach § 25 Absatz 5 AufenthG ist aufgrund der 
spezialgesetzlichen Regelung in diesen Fallkonstellationen nicht möglich (vgl. OVG Müns-
ter Beschl. v. 8.9.2021 – 18 A 1945/21, BeckRS 2021, 26227, beck-online), sofern der Vor-
trag sich ausschließlich auf die Ableitung eines Aufenthaltsrechtes von dem Aufenthalts-
recht der oder des begünstigten Jugendlichen bezieht (siehe hierzu auch bzw. detailliert 
Ziffer VI.2 des Erlasses zu § 25a AufenthG des MSJFSIG, Az.: VIII 406 292-4124/2022-
23625/2022-UV vom 26. Juli 2023).

Damit wird die Aussetzung der Abschiebung der Eltern oder des allein personensorgebe-
rechtigten Elternteils bis zum Erreichen der Volljährigkeit zur Ausübung der Personensorge 

26

https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/dw/oeditor?docId=0417aa2bac12000b0e47b21a945c2946&mode=view
https://wmzuwanderungsh.exoplatform.org/portal/dw/oeditor?docId=0417aa2bac12000b0e47b21a945c2946&mode=view
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AufenthG&p=60a&x=2


Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

ermöglicht. Bei der erforderlichen familiären Lebensgemeinschaft muss es sich nicht nur 
um eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft, sondern um eine Beistandsgemeinschaft 
handeln. Keine Aussetzung der Abschiebung erfolgt, soweit Eltern das Sorgerecht (siehe § 
1631 BGB) entzogen wurde (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 17/5093, Seite 17). Die Aus-
setzung der Abschiebung gilt auch für die minderjährigen Kinder, die in familiärer Lebens-
gemeinschaft mit ihren Eltern leben und insofern das „aufenthaltsrechtliche Schicksal“ ih-
rer Eltern teilen. Die Regelung ist als „Soll-Vorschrift“ konzipiert. Sollte das öffentliche In-
teresse, dass die Eltern bzw. der allein personensorgeberechtigte Elternteil das Bundesge-
biet unverzüglich verlassen müssen, das private Interesse an der Aufrechterhaltung der fa-
miliären Lebensgemeinschaft im Einzelfall deutlich überwiegen, liegt eine Atypik vor, die 
einer Aussetzung der Abschiebung entgegensteht. Dies kann z.B. bei fortgesetzten Straf-
taten der Eltern oder minderjährigen Geschwister – und einer stets damit verbundenen Ab-
wägung der Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung mit den Schutzwirkungen 
des Art. GG Artikel 6 GG – der Fall sein oder wenn den Eltern – wie bereits ausgeführt – 
das Sorgerecht entzogen wurde. 

Eine Duldung nach § 60a Absatz 2b AufenthG ist längstens bis zum Erreichen der Volljäh-
rigkeit der (noch) minderjährigen Kinder, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Auf-
enthG erhalten haben, zu erteilen. Da der Wegfall der Unmöglichkeit der Abschiebung 
bzw. des Erfordernisses der Anwesenheit im Bundesgebiet der Eltern oder des allein per-
sonensorgeberechtigten Elternteils bis zum Erreichen der Volljährigkeit in der Regel aus-
geschlossen erscheint, kann die Duldung in diesen Fällen ausnahmsweise für einen län-
geren Zeitraum als drei Monate erteilt werden.

Anders als bei der vorrangig zu prüfenden Vorschrift des § 25a Absatz 2 AufenthG hat der 
Gesetzgeber bei der Duldung nach § 60a Absatz 2b AufenthG (bewusst) davon abgese-
hen, eine Verlängerung der Duldung auch über die bzw. unabhängig von der Volljährigkeit 
der Kinder, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG erhalten haben, zu ermögli-
chen. Während der Gesetzgeber eine bestehende Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 
2 AufenthG nach den allgemeinen Regeln (§ 8 Aufenthaltsgesetz) für verlängerbar hält – 
auch dann, wenn das Kind, von dem die Eltern ihre Aufenthaltserlaubnis ableiten, mittler-
weile volljährig geworden ist (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 17/5093, Seite 16) –, gilt 
dies nicht für Eltern, denen (nur) eine Duldung nach § 60a Absatz 2b AufenthG erteilt wur-
de. In diesen Fällen ist durch die Ausländerbehörde zu prüfen, ob eine anderweitige tat-
sächliche oder rechtliche(z.B. aufgrund von Artikel 8 EMRK wegen der Stellung als soge-
nannter „faktischer Inländer“; siehe Näheres hierzu in den SH-spezifischen Ergänzungen 
unter Teil III, 1b)) Unmöglichkeit der Abschiebung vorliegt (und keine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird) oder dringende humanitäre oder persönliche Gründe vorliegen, die die Ertei-
lung einer Anspruchs- (§ 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG) oder Ermessensduldung (§ 60a 
Absatz 2 Satz 3 AufenthG) erforderlich erscheinen lassen (beispielsweise, weil die volljäh-
rig gewordene Person noch immer auf die Eltern angewiesen ist). Andernfalls ist die 
Durchsetzung der – nach wie vor bestehenden – vollziehbaren Ausreisepflicht nach Eintritt 
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der Volljährigkeit der Kinder, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG erhalten 
haben, (erneut/weiter) zu betreiben.

Teil VII Vermutungsreqelunq bei gesundheitlichen Gründen   und Verpflichtung   
zur unverzüglichen Vorlage von ärztlichen Bescheinigungen   (§ 60a   
Absatz 2c und 2d AufenthG)

Durch die mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren („Asylpaket II“), mit 
Wirkung vom 17. März 2016 bewirkten Änderungen des AufenthG wird die Vermutung auf-
gestellt, dass die oder der Ausreisepflichtige reisefähig ist bzw. der Abschiebung gesund-
heitliche Gründe nicht entgegenstehen. Die Betroffenen haben die Möglichkeit, die Vermu-
tung regelmäßig nur mittels qualifizierter ärztlicher Bescheinigungen, d. h. Bescheinigun-
gen eines approbierten Arztes (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 19), glaub-
haft zu entkräften. 

Mit dem Gesetz wurde durch die Einführung des § 60 Absatz 7 Sätze 2 bis 4 3 bis 5 Auf-
enthG geregelt, dass grundsätzlich nur lebensbedrohende und schwerwiegende Erkran-
kungen, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würden und der Aus-
länderin ode dem Ausländer dadurch eine individuell konkrete, erhebliche Gefahr an Leib 
oder Leben droht (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 18), die Abschiebung 
der Ausländerin oder des Ausländers hindern können. Eine solche schwerwiegende Er-
krankung kann hingegen zum Beispiel in Fällen von Posttraumatischen Belastungsstörun-
gen (PTBS), die sehr häufig als Abschiebungshindernis (Vollzugshindernis) geltend ge-
mach werden, regelmäßig nicht angenommen werden: In Fällen einer PTBS ist die Ab-
schiebung regelmäßig möglich, es sei denn, die Abschiebung führt zu einer wesentlichen 
Gesundheitsgefährdung bis hin zu einer Selbstgefährdung (vgl. Bundestags-Drucksache 
Nr. 18/7538, Seite 18). Zudem wurde klargestellt, dass die medizinische Versorgung im 
Zielstaat nicht mit der Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland gleichwertig sein 
muss. Der Ausländerin oder dem Ausländer ist es insbesondere zumutbar, sich in einen 
bestimmten Teil des Zielstaats zu begeben, in dem für ihn eine ausreichende medizinische 
Versorgung gewährleistet ist. Es kommt auch nicht darauf an, dass alle Landesteile des 
Zielstaates gleichermaßen eine ausreichende Versorgung bieten. Inländische Gesund-
heitsalternativen sind ggf. aufzusuchen. Auch Erkrankungen der Ausländerin oder des 
Ausländers, die schon während des Aufenthalts der Ausländerin oder des Ausländers au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland bestanden und somit bereits bei Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegen haben, stehen der Abschiebung grundsätzlich 
nicht entgegen (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 19).

Nach § 60a Absatz 2c Satz Sätze 2 und 3 bis 4 AufenthG muss eine Ausländerin oder ein 
Ausländer eine Erkrankung, die die Abschiebung beeinträchtigen kann, durch eine qualifi-
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zierte ärztliche Bescheinigung glaubhaft machen. Diese ärztliche Bescheinigung soll ins-
besondere die tatsächlichen Umstände, auf deren Grundlage eine fachliche Beurteilung 
erfolgt ist, die Methode der Tatsachenerhebung, die fachlich-medizinische Beurteilung des 
Krankheitsbildes (Diagnose), den Schweregrad der Erkrankung, den lateinischen Namen 
oder die Klassifizierung der Erkrankung nach ICD 10), sowie die Folgen, die sich nach 
ärztlicher Beurteilung aus der krankheitsbedingten Situation voraussichtlich ergeben, 
enthalten. Zur Behandlung der Erkrankung erforderliche Medikamente müssen mit der An-
gabe ihrer Wirkstoffe und diese mit ihrer international gebräuchlichen Bezeichnung aufge-
führt sein.

1.) Ausstellerinnen oder Aussteller qualifizierter ärztlicher Bescheinigungen

Die ausstellende Person muss eindeutig erkennbar und berechtigt sein, in der Bundesre-
publik Deutschland die Bezeichnung „Arzt“ oder „Ärztin“ zu führen. Nach § 2a der Bundes-
ärzteordnung ist hierfür Voraussetzung, dass diese Person als Arzt approbiert oder nach § 
2 Absatz 2, 3 oder 4 der Bundesärzteordnung zur Ausübung des ärztlichen Berufs befugt 
ist.

Nicht ausreichend ist eine Approbation in einem anderen Heilberuf (etwa Apothekerinnen 
oder Apotheker, Psychologische Psychotherapeutinnen oder Psychotherapeuten, Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen oder -therapeuten, Tierärztinnen oder -ärzte, 
Zahnärztinnen und -ärzte, Hebammen und Heilpraktikerinnen und -praktiker), da insbeson-
dere beim Verordnungsrecht für Medikamente, das umfassend alleine Ärztinnen und Ärz-
ten zusteht (vgl. § 92 Absatz 2, 95 SGB V), Unterschiede zwischen approbierten Ärztinnen 
und Ärzten und Heilberufen bestehen (vgl. Bergmann/Dienelt/Dollinger, 15. Aufl. 2025, 
AufenthG § 60a Rn. 56, beck-online).

Keine Bedenken bestehen dagegen, dass das auf konsiliarischem Weg gewonnene fachli-
che Urteil einer oder eines anderen Angehörigen eines Heilberufs in die ärztliche Bewer-
tung einfließt, das aus der Bescheinigung hervorgeht. 

Bestehen Zweifel an der Befugnis der ausstellenden Person, die Bezeichnung „Arzt“ oder 
„Ärztin“ zu führen, kann die für den Niederlassungsort der Person zuständige Ärztekam-
mer beteiligt werden. Da zumindest zahlreiche niedergelassene Ärzte in Online-Registern 
der Ärztekammern verzeichnet sind, kann eine aufwändigere förmliche Beteiligung entfal-
len, wenn eine Online-Recherche in diesen Registern einen positiven Treffer ergibt. Das 
Einstiegsportal zu diesen Online-Portalen der Ärztekammern ist hierzu finden: 
http://www.bundesaerztekammer.de/service/arztsuche/.

2.) Form qualifizierter ärztlicher Bescheinigungen
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Die Form der qualifizierten ärztlichen Bescheinigung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben; 
aus dem Begriff Bescheinigung geht allerdings hervor, dass es sich um einen Text handeln 
muss, deren Ausstellerin oder Aussteller erkennbar ist. Je formloser die Bescheinigung ist, 
die vorgelegt wird (etwa: reine Textform; Fehlen der typischen Merkmale ärztlicher 
Bescheinigungen wie Praxisstempel und Unterschrift), desto größere Sorgfalt ist auf die 
Prüfung der Echtheit zu legen. Dabei ist zu beachten, dass ärztliche Bescheinigungen 
derzeit üblicherweise noch in Papierform mit Praxisstempel und Unterschrift ausgestellt 
werden. 

Werden Bescheinigungen nicht in der originalen Form (als Originalpapierstück oder als 
Originaldatei), sondern etwa als ausgedruckte E-Mails oder ausgedruckte sonstige elektro-
nische Dokumente oder als Fotokopie vorgelegt, handelt es sich nicht um die originale Be-
scheinigung, sondern allenfalls eine Wiedergabe einer in anderer Form erteilten Beschei-
nigung. Dateien, die mit einer qualifizierten oder fortgeschrittenen elektronischen Signatur 
versehen sind, sind vorbehaltlich einer Überprüfung der Arzteigenschaft der ausstellenden 
Person akzeptabel, wenn sie als Dateien und nicht als ihr Ausdruck vorgelegt werden. 
Nicht verschlüsselte E-Mails sind, auch wenn sie als Datei vorgelegt werden, sehr genau 
zu prüfen, weil eine unverschlüsselte Übermittlung medizinischer Befunde vor dem Hinter-
grund der ärztlichen Schweigepflicht zumindest sehr unüblich ist. 

Auf die Vorlage eines Originals kann verzichtet werden, wenn die Übereinstimmung mit 
dem Original anwaltlich oder behördlich beglaubigt ist und der entsprechende Beglaubi-
gungsvermerk im Original vorliegt. 

Ist erwiesen, dass es sich bei der aus der Unterlage hervorgehenden ausstellenden Per-
son um eine Ärztin oder einen Arzt im vorstehend genannten Sinne handelt, sollte unab-
hängig von der verwendeten Form bei bestehenden Zweifeln über die Echtheit der Be-
scheinigungen eine Rückfrage bei der Praxis oder sonstigen Niederlassung erfolgen. Da 
wegen der ärztlichen Schweigepflicht damit zu rechnen ist, dass keine telefonischen Aus-
künfte erteilt werden, sollte die Anfrage mit einem gesicherten Übertragungsmedium (per 
Telefax oder ggfs. De-Mail) unter Beifügung der vollständigen Bescheinigung als Anlage 
gestellt werden. Die Anfrage ist darauf zu beschränken, ob die Echtheit der Bescheinigung 
bestätigt wird. Nach hiesiger Auffassung wird damit die ärztliche Schweigepflicht nicht ver-
letzt, da im Falle der Echtheit der Bescheinigung keine medizinischen Verhältnisse offen-
bart werden, die der anfragenden Behörde nicht bereits auf Grund der vorgelegten Be-
scheinigung bekannt sind.

3.) Inhalt qualifizierter ärztlicher Bescheinigungen
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Der regelmäßig erforderliche Inhalt der qualifizierten ärztlichen Bescheinigung ist gesetz-
lich umrissen. Die gesetzliche Soll-Regelung geht dabei über die inhaltlichen Anforderun-
gen hinaus, die von der Rechtsprechung bereits zuvor im aufenthaltsrechtlichen Zusam-
menhang an ärztliche Atteste gestellt worden sind (vgl. BVerwG vom 11.9.2007 - 10 C 
8/07 zu einer Bescheinigung einer posttraumatischen Belastungsstörung). Insgesamt 
kommt es entscheidend darauf an, dass eine schlüssige und aussagekräftige Darstellung 
des Krankheitsbildes und der sich darauf ergebenden Reiseunfähigkeit gegeben ist. Die 
Anforderungen dürfen aber auch nicht überspannt werden, insgesamt geht es darum, sog. 
Gefälligkeitsbescheinigungen zur Verzögerung von Abschiebungen und Missbrauch (vgl. 
Bundestags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 2) auszuschließen. Im Einzelnen sollen aus 
der Bescheinigung die in § 60a Absatz 2c Satz 3 AufenthG genannten Qualitätskriterien 
hervorgehen: 

a) die tatsächlichen Umstände, auf deren Grundlage eine fachliche Beurteilung erfolgt 
ist: Dies kann z.B. durch die Darstellung der Krankheitsvorgeschichte sowie Zeit-
punkt oder Zeitraum der entsprechenden Tatsachenerhebung erfolgen; 

b) die Methode der Tatsachenerhebung: z.B. durch Angabe, welche Untersuchungen 
ggfs, vorgenommen worden sind, um andere Befunde auszuschließen; sind einzel-
ne Tatsachen unter Hinzuziehung anderer Angehöriger von Heilberufen ermittelt 
worden, ist dies substantiiert anzugeben; ebenso ist anzugeben, welche Angaben 
(insbesondere zur Anamnese) auf eigenen Angaben der betroffenen Ausländerin 
oder des betroffenen Ausländers oder auf Angaben Dritter, etwa von Angehörigen, 
beruhen; 

c) die fachlich-medizinische Beurteilung des Krankheitsbildes (Diagnose): Es handelt 
sich um die Schlussfolgerung, die sich aus den gemäß a) dargestellten Tatsachen 
nach Anwendung der gemäß b) genannten Untersuchungen nach dem Stand der 
Medizin fachlich ergibt; 

d) den Schweregrad der Erkrankung: Hierbei handelt es sich um ein Element der fach-
lich-medizinischen Beurteilung; auch die Angaben zum Schweregrad der Erkran-
kung sind also aus den gemäß a) dargestellten Tatsachen nach Anwendung der ge-
mäß b) genannten Untersuchungen abzuleiten; 

e) den lateinischen Namen oder die Klassifizierung der Erkrankung nach ICD 10: In-
haltliche Anforderungen an medizinische Atteste werden hierdurch vereinheitlicht; 
durch die Nutzung von international gebräuchlichen Angaben werden zeitintensive 
Nachfragen bei beteiligten Stellen vermieden (vgl. BGBl. I 2019, Nr. 31 vom 
20.08.2019, S. 1294 sowie Bundestags-Drucksache Nr. 19/10047, Seite 37).

f) die Folgen, die sich nach ärztlicher Beurteilung aus der krankheitsbedingten Situati  -  
on voraussichtlich ergeben: Hierbei ist auf die Folgen für die Gesundheit der betrof-
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fenen Ausländerin oder des betroffenen Ausländers abzustellen, die mit einer frei-
willigen Rückkehr oder einer zwangsweisen Rückführung einhergehen würden; es 
muss ein Bezug zur Erkrankung und ihrem Schweregrad bestehen; beachtlich sind 
nur ärztlich beurteilbare Schlussfolgerungen in der Bescheinigung, nicht aber zum 
Beispiel Mutmaßungen zu Verhältnissen in einem möglichen Zielstaat nach einer 
Rückkehr der betroffenen Ausländerin oder des betroffenen Ausländers; zulässig 
und beachtlich sind allerdings etwa Ausführungen zu gesundheitlichen Folgen, 
wenn bestimmte Behandlungs- oder Therapiemöglichkeiten entfallen. 

Des Weiteren müssen gemäß dem durch das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht vom 15. August 2019 nachträglich angefügten § 60a Absatz 2c Satz 4 
AufenthG die zur Behandlung der Erkrankung erforderliche Medikamente mit der Angabe 
ihrer Wirkstoffe und diese mit ihrer international gebräuchlichen Bezeichnung aufgeführt 
sein. Die (ledigliche) Aufstellung einer Liste mit einzunehmenden Medikamenten genügt 
indes nur den Anforderungen an § 60a Absatz 2c Satz 4, nicht aber an § 60a Absatz 2c 
Satz 3 (OVG Berlin-Brandenburg BeckRS 2019, 24643) (BeckOK AuslR/Kluth/Breiden-
bach, 47. Ed. 1.1.2026, AufenthG § 60a Rn. 40, beck-online).

Die betroffene Ausländerin oder der betroffene Ausländer sollte auf die regelmäßig erfor-
derlichen Inhalte der qualifizierten ärztlichen Bescheinigung und die o.g. Qualitätskriterien 
durch die Ausländerbehörde im Bedarfsfall hingewiesen werden (z.B. durch Merkblätter 
und Standardschreiben).

Der erforderliche Inhalt der Bescheinigung muss – bis auf die Angabe der Medikamente – 
nicht in jedem Fall genau schematisch diesen Anforderungen entsprechen („soll“); insbe-
sondere kann es in offensichtlichen oder gravierenden Fällen unschädlich sein, wenn ein-
zelne der genannten Elemente fehlen, wenn die Bescheinigung dennoch als „qualifiziert“ 
beurteilt werden kann. Nicht qualifiziert ist auf jeden Fall eine Bescheinigung, die lediglich 
eine Diagnose enthält.

Nach dem Gesetzeswortlaut soll die qualifizierte Bescheinigung „insbesondere“ die bei-
spielhaft genannten Angaben enthalten. Dies bedeutet einerseits, dass darüber hinaus ge-
hende Angaben unschädlich sind, und andererseits, dass – ggf. im Wege der Anforderung 
eines Nachtrages – ausnahmsweise weitere Angaben angefordert werden können, wenn 
im Einzelfall die Bescheinigung für einen sachverständigen Leser nicht aus sich heraus 
schlüssig ist, obwohl sie aus formaler Sicht die unter a bis e genannten Angaben enthält.

Nicht erforderlich ist ein kostenaufwändiges ärztliches Gutachten (vgl. OVG Berlin-Bran-
denburg Beschl. v. 11.10.2019, Rn. 4), weshalb (auch) bei einem etwaigen Leistungsbe-
zug die Vorlage einer qualifizierten ärztlichen Bescheinigung möglich ist.

In Fällen einer psychischen Traumatisierung unterhalb der Schwelle einer Posttraumati-
schen Belastungsstörung (PTBS) kann regelmäßig keine schwerwiegende Erkrankung an-
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genommen werden, die zu einem Abschiebungshindernis führt, es sei denn, die Abschie-
bung führt zu einer wesentlichen Gesundheitsgefährdung bis zu einer Selbstgefährdung. 
Allerdings liegt selbst bei Annahme einer nicht völlig auszuschließenden Suizidgefahr nicht 
zwangsläufig ein krankheitsbedingtes Abschiebungshindernis vor; vielmehr ist die Abschie-
bung von der Ausländerbehörde dann ggf. so zu gestalten, dass einer Suizidgefahr wirk-
sam begegnet werden kann, z.B. durch ärztliche Begleitung auf dem Abschiebungsflug 
(vgl. BayVGH, Beschluss vom 23.08.2016, Az. 10 CE 15.2784, Rn. 16).

4.) Verfahrensfragen und Verpflichtung zur unverzüglichen Vorlage von ärztlichen 
Bescheinigungen (§ 60a Absatz 2d AufenthG)

§ 60a Absatz 2d AufenthG beinhaltet Pflichten und Folgen einer Pflichtverletzung der Be-
troffenen sowie Belehrungspflichten der zuständigen Behörde im Zusammenhang mit der 
Glaubhaftmachung eines gesundheitlichen Abschiebungshindernisses und konkretisiert 
die in § 82 Absatz 1 AufenthG genannten Mitwirkungspflichten. Es wird geregelt, dass die 
Bescheinigung nach Absatz 2c unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern (vgl. Bundes-
tags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 19 sowie § 121 Absatz 1 Satz 1 BGB), vorzulegen ist. 
Bei mehr als zwei Wochen seit der Ausstellung der Bescheinigung ist regelmäßig nicht 
mehr von einer unverzüglichen Vorlage auszugehen. Dies gilt auch für Bescheinigungen 
minderjähriger Familienangehöriger, für deren unverzügliche Vorlage die Eltern oder ein 
allein personensorgeberechtigter Elternteil Sorge zu tragen haben. Dadurch soll das Ein-
holen von Attesten „auf Vorrat“ und die Vorlage unmittelbar vor der Abschiebung verhindert 
werden. 

Behörden dürfen einen verspäteten Vortrag grundsätzlich nicht berücksichtigen. Beachtlich 
kann ein verspätetes Vorbringen nur sein, wenn kein Verschulden vorliegt oder bei Vorlie-
gen tatsächlicher Anhaltspunkte für eine lebensbedrohliche oder schwerwiegende Erkran-
kung, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würde. Diese Anhalts-
punkte können sich auch aus dem verspäteten Vortrag ergeben. Insofern entbindet die 
Vorschrift des § 60a Absatz 2d Satz 2 AufenthG die Behörden nicht per se von ihrer grund-
sätzlichen Amtsermittlungspflicht gemäß § 83 LVwG. 

Kommen die Betroffenen bei behördlicherseits bestehenden Zweifeln an der Erkrankung 
einer aus diesem Grund angeordneten ärztlichen bzw. amtsärztlichen Untersuchung zur 
Feststellung der Reisefähigkeit nach § 82 Absatz 4 Satz 1 AufenthG ohne zureichenden 
Grund nicht nach, ist die Behörde berechtigt, die Erkrankung unberücksichtigt zu lassen, 
wenn keine tatsächlichen Anhaltspunkte für eine lebensbedrohliche oder schwerwiegende 
Erkrankung, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würde, vorliegen. 

Die Behörde muss ihren Belehrungspflichten (§ 60a Absatz 2d Satz 4 AufenthG) ord-
nungsgemäß nachkommen, da andernfalls die Präklusionswirkung (= Ausschluss/ Verlust 
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von bestimmten Rechten aufgrund des Vorliegens bzw. unter bestimmter/n Voraussetzun-
gen) des § 60a Absatz 2d Satz 1 AufenthG („...unverzüglich vorzulegen.“) nicht greift. Die 
Belehrung erfolgt üblicherweise im Rahmen der Abschiebungsandrohung; entweder durch 
das BAMF – im Falle eines vorausgegangen Asylverfahrens – oder aber durch die Auslän-
derbehörde. Mit Blick auf diejenigen ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländer, 
deren Abschiebungsandrohung bereits erlassen worden ist und die (noch) nicht belehrt 
wurden, reicht eine sukzessive Belehrung aus. Der Hinweis kann z.B. bei einem ohnehin 
anstehenden Behördenbesuch (bspw. zur Verlängerung der Duldung oder bei Vorlage ei-
ner nicht-qualifizierten Bescheinigung durch den Ausländer etc.) ergehen (vgl. Bundes-
tags-Drucksache Nr. 18/7538, Seite 20). Auch wenn der Hinweis nicht zwingend schriftlich 
ergehen muss, bietet es sich aus Gründen der Beweisführung an, dies mindestens akten-
kundig zu dokumentieren. 

Teil VIII Dokumentation im AZR

Das AZR bietet für die Erfassung von Duldungen nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG 
(tatsächliche oder rechtliche Unmöglichkeit der Abschiebung) den Ausländerbehörden 
mittlerweile vier zwölf Speichersachverhalte an, unter denen diese eine erteilte Duldung 
registrieren können. Neben fehlender Reisedokumente, medizinischen Gründen, sowie fa-
miliären Bindungen sowie einer Auswahl von Duldungsgründen aufgrund gesetzlicher Vor-
gaben (z.B. § 72 Absatz 4 AuffenthG, §§ 80 Absatz 5, 123 VwGO etc.) wird den Anwende-
rinnen und Anwendern – gewissermaßen als Auffangtatbestand – die Möglichkeit einge-
räumt, „sonstige Gründe“ als Duldungsgrund im AZR anzugeben. In der ausländerbehörd-
lichen Praxis werden die meisten Duldungen nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG unter 
„sonstige Gründe“ eingespeichert. So waren mit Datenbestand 31. März 2017 30. Juni 
2026 59 33 % der erfassten Duldungen als „sonstige Gründe“ nach § 60a Absatz 2 Satz 1 
AufenthG im AZR eingetragen.

Die Gründe für diese Praxis sind vielschichtig. Aus gesamtstaatlicher Sicht sowie unter 
dem Aspekt des staatlicherseits bestehenden Steuerungsanspruchs ist war dieser Um-
stand jedoch unbefriedigend: Der Staat kann nur zielgerichtet handeln, wenn er die Tatsa-
chen in Form der jeweiligen Duldungsgründe kennt. Das BMI wird hat daher gemeinsam 
mit den Ländern zeitnah eine Überprüfung und ggf. Anpassung der aktuell damaligen – le-
diglich vier – vorhandenen Speichersachverhalte unter Berücksichtigung des ausländerbe-
hördlichen Bedarfs vornehmen vorgenommen; diese lassen sich der Tabelle 17, Spalte A 
der Anlage zur Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über das Ausländerzentralre-
gister (AZRG-DV) entnehmen. Darin wird wurde auch die Überlegung mit einbezogen ein-
zubeziehen sein, ob ein neuer Speichersachverhalt zur „Ausbildungsduldung“ eingeführt 
werden soll bzw. Duldungsgründe wie „mangelnde Mitwirkung an der Beseitigung von Aus-
reisehindernissen“ oder „missbräuchliche Hinauszögerung der Ausreise“ hinzuzufügen 
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sind. Diese Überlegungen wurden – zumindest teilweise – mit der Schaffung entsprechen-
der Speichersachverhalte zu §§ 60b bis 60d AufenthG umgesetzt. In Fällen, in denen 
Aufenthaltsbeendigungen durch kurzfristiges Untertauchen oder andere taktische Maß-
nahmen verzögert oder behindert werden, wäre zu überlegen, daraus resultierende Dul-
dungen mit dem Grund „missbräuchliche Hinauszögerung der Ausreise“ zu versehen. 

Ist im konkreten Einzelfall eine Duldung gleich aus mehreren Gründen gerechtfertigt (über-
lappende Duldungsgründe), kann gleichwohl nur ein Duldungsgrund ins AZR eingetragen 
werden. Dabei ist derjenige Duldungsgrund zu wählen, der voraussichtlich am längsten 
eine Duldung gewährt. Dies gilt auch, wenn zu einem bereits eingetragenen Duldungs-
grund später ein weiterer Duldungsgrund hinzutritt. Überlappende Duldungsgründe sind je-
doch kein Fall der o.g. „sonstigen Gründe“. 

Bis zum Abschluss der Überarbeitung der Speichersachverhalte und dem Inkrafttreten der 
hierzu erforderlichen Änderungsverordnung zur AZRG-DV werden die Ausländerbehörden 
gebeten, bei der Einspeicherung der Duldungsgründe nach 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG 
(tatsächliche oder rechtliche Unmöglichkeit der Abschiebung) die Speichersachverhalte 
„fehlende Reisedokumente“, „medizinische Gründe“ bzw. „familiäre Bindungen“ auszu-
schöpfen. Zudem wird eine Überprüfung der bereits unter „sonstige Gründe“ eingespei-
cherten Duldungen angeregt, für die auch der „Leitfaden zur Verbesserung der Datenquali-
tät im Ausländerzentralregister“ des Beauftragten für Flüchtlingsmanagement vom 31. 
März 2017 Hinweise gibt. 

Teil IX Beschäftigung von geduldeten Ausländerinnen und Ausländern

Exkurs: Erwerbstätigkeit ohne Aufenthaltstitel:

§ 4a Absatz 4 AufenthG sieht für Ausländerinnen und Ausländer, die nicht im Besitz eines 
Aufenthaltstitels sind, grundsätzlich ein Erwerbstätigkeitsverbot mit Erlaubnisvorbehalt vor 
(siehe auch Ziffer 4a.4 ff. der Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern 
und für Heimat zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz (BGBl. I 2019, S. 1307) unter Be-
rücksichtigung des Gesetzes und der Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfte-
einwanderung (BGBl. I 2023, Nr. 217, S. 1 bzw. BGBl. I 2023, Nr. 233, S. 1); Aktualisierung 
auf den ab 1. Juni 2024 geltenden Rechtsstand). Das heißt, es bedarf einer ausdrückli-
chen gesetzlichen oder vorherigen behördlichen Erlaubnis.

Allgemeines:

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Rückführung (Rückführungsverbesserungsge-
setz) vom 21. Februar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 54) wurde ein neuer Absatz 5b in § 60a Auf-
enthG eingefügt. Dieser normiert in Satz 1 den Grundsatz, dass die Erlaubnis zur Beschäf-
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tigung (im Sinne von § 7 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch; vgl. § 2 Absatz 2 Auf-
enthG) von geduldeten Ausländerinnen und Ausländern nicht mehr – wie zuvor – im 
pflichtgemäßen, sondern nunmehr im intendierten Ermessen der Ausländerbehörde steht 
und wurde daher als „Soll-Vor  schrift  “ konzipiert. Hierdurch soll eine möglichst bundesein-
heitliche Praxis in der Anwendung der Regelung erreicht werden. 

Versagungs- und Ausschlussgründe:

Den Ausländerbehörden verbleibt die Möglichkeit, bei Vorliegen von atypischen Sachver  -  
halten die Erlaubnis zu verweigern. Zudem darf kein Ausschlussgrund nach § 60a Absatz 
6 Satz 1 AufenthG (Einreise zur Erlangung von Leistungen nach dem AsylbLG (Nummer 
1), selbst zu vertretendes Abschiebungshindernis (Nummer 2) oder Staatsangehörige si-
cherer Herkunftsstaaten gemäß §§ 29a oder 29b des AsylG oder nach Artikel 62 Absatz 1 
bis 1b der Verordnung (EU) 2024/1348 und Asylantragstellung nach dem 31. August 2015 
(Nummer 3)) vorliegen. Im Übrigen darf Ausländerinnen und Ausländern mit einer Duldung 
mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ nach § 60b AufenthG keine 
Erwerbstätigkeit erlaubt werden (siehe § 60b Absatz 5 Satz 2 AufenthG).

Um den bereits angelaufenen Vollzug der Ausreisepflicht nicht zu verhindern, sind von der 
Regelung des § 60a Absatz 5b Satz 1 AufenthG (auch) geduldete Ausländerinnen und 
Ausländer ausgenommen, bei denen konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
bevorstehen, wenn diese in einem hinreichenden sachlichen und zeitlichen Zusammen  -  
hang mit der Aufenthalts  beendigung   stehen. Vergleichbare konkrete Vorbereitungsmaß-
nahmen sind Maßnahmen, die in einem engen sachlich-zeitlichem Zusammenhang mit der 
Abschiebung selbst stehen. Die konkreten Maßnahmen sind in Nummer 1 bis 5 von § 60a 
Absatz 5b Satz 2 AufenthG definiert (und entsprechen denen der Ausbildungsduldung ge-
mäß § 60c Absatz 2 Nummer 5 AufenthG; es wird auf die entsprechenden Anwendungs-
hinweise des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat zum Gesetz über Dul-
dung bei Ausbildung und Beschäftigung (BGBl. I 2019, S. 1021) vom 20. Dezember 2019 
– Ziffern 60c.2.5.0 bis 60c.2.5.5 verwiesen). Damit soll sichergestellt werden, die bei voll-
ziehbar Ausreisepflichtigen gebotene Durchsetzung der Ausreisepflicht nicht zu gefährden 
(vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 20/10090, Seite 17). 

(Intendierte) Ermessensentscheidung der Ausländerbehörde:

Die o.g. intendierte Ermessensentscheidung („Soll-Anspruch“) des § 60a Absatz 5b Satz 1 
AufenthG ist grundsätzlich zu Gunsten der geduldeten Ausländerinnen und Ausländer aus-
zuüben, sofern – wie in der Gesetzesbegründung dargelegt – keine atypische Fallgestal  -  
tung vorliegt. Die Frage, ob es sich um eine atypische Fallgestaltung handelt, ist nach dem 
Regelungszweck der jeweiligen Norm und dem gesetzgeberischen Leitbild einer gedulde-
ten Ausländerin oder eines geduldeten Ausländers zu beurteilen. Demnach begründet al-
lein die Tatsache, dass einen Ausländerin oder ein Ausländer vollziehbar ausreisepflichtig 
ist und dieser Ausreisepflicht fortgesetzt nicht nachkommt, keine Atypik i.S. der Norm. Eine 
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Atypik ist vielmehr dann anzunehmen, wenn dem öffentlichen Interesse an der Durchset-
zung der Ausreisepflicht im Einzelfall eine besondere Bedeutung zukommt. Dies kann ins-
besondere dann der Fall sein, wenn der Aufenthalt der geduldeten Ausländerin oder des 
geduldeten Ausländers eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheit-
liche demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland darstellt.

Liegt eine Atypik im o.g. Sinne vor, führt dies nicht dazu, dass eine Beschäftigungserlaub-
nis in jedem Fall zu versagen ist. Vielmehr muss immer noch eine Interessenabwägung 
vorgenommen werden.

Ein anderer Sonderfall liegt vor, wenn zum Zeitpunkt der Beantragung der Erlaubnis zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit – wie bereits ausgeführt – „konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung“ bevorstehen, die in einem hinreichenden sachlichen und zeitli-
chen Zusammenhang zur Aufenthaltsbeendigung stehen (§ 60a Absatz 5b Satz 2 Auf-
enthG). Steht eine dieser Maßnahmen bevor, fällt man auf den gesetzlichen Ausgangs-
punkt, also auf § 4a Absatz 4 AufenthG in Verbindung mit § 32 BeschV zurück, mit der Fol-
ge, dass die Erteilung der Beschäftigungserlaubnis im pflichtgemäßen Ermessen der zu-
ständigen Ausländerbehörde steht (so zutr. BeckOK MigR/Röder Rn. 117a; vgl. auch VG 
Augsburg BeckRS 2024, 6413 Rn. 25) (vgl. (BeckOK AuslR/Kluth/Breidenbach, 47. Ed. 
1.1.2026, AufenthG § 60a Rn. 49, beck-online)).

Im Rahmen des behördlichen Ermessens (sei es nun intendiert, oder nicht) sind die Ge-
samtumstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. Hierbei sind das öffentliche Interesse an 
der Durchsetzung der Ausreisepflicht gegenüber dem privaten und öffentlichen Interesse 
an der Erlaubnis zur Ausübung der Beschäftigung abzuwägen. Auch bei dieser Abwägung 
sind Umstände, die ein besonderes Interesse an der Durchsetzung der Ausreisepflicht be-
gründen, im Blick zu behalten. Insbesondere das Vorliegen eines besonders schwerwie-
genden Ausweisungsinteresses i.S. des § 54 Absatz 2 AufenthG und der Erlass eines Ab-
schiebungsanordnung gemäß § 58a AufenthG begründen ein besonderes öffentliches In-
teresse daran, eine faktische Verfestigung des Aufenthalts im Bundesgebiet durch eine 
Beschäftigung zu verhindern und die Ausreisepflicht durchzusetzen. Im Übrigen sind die 
Möglichkeit, die Ausreisepflicht in absehbarer Zeit ohne Verschulden des Ausländers nicht 
durchsetzen zu können, die Belastung der öffentlichen Haushalte durch den Bezug von 
Asylbewerberleistungen, der Bedarf an Fach- und Arbeitskräften, sowie die Erfüllung der 
aufenthaltsrechtlichen Mitwirkungspflichten unterhalb der Schwelle des § 60a Absatz 6 
Satz 1 Nummer 2 AufenthG zu berücksichtigen. 

Hinsichtlich des Ausschlussgrundes des § 60a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Satz 2 
AufenthG (= selbst zu vertretendes Abschiebungshindernis) ist entscheidend, dass die Ab-
schiebung einzig aus Gründen, die im Verantwortungsbereich der geduldeten Ausländerin 
oder des geduldeten Ausländers liegen, gegenwärtig nicht durchgeführt werden kann. Aus 
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der Präsensformulierung („[nicht vollzogen werden] können“) folgt, dass nur ein Verhalten 
schadet, das aktuell den Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen, d.h. einer Abschie-
bung, hindert (VGH München NVwZ-RR 2018, 588 (591); OVG Magdeburg BeckRS 2019, 
22655 Rn. 19) (vgl. (BeckOK MigR/Röder, 25. Ed. 1.3.2026, AufenthG § 60a Rn. 124, 
beck-online). Daraus ergibt sich, dass in der Vergangenheit liegende Unterlassungen oder 
Handlungen (nur) dann beachtlich sind, wenn diese sich (auch) weiterhin bzw. aktuell auf 
die Durchführbarkeit einer Abschiebung auswirken.

Auch die – oftmals praxisrelevanten – Fälle der vorwerfbaren, unzureichenden Mitwirkung 
bei der Passbeschaffung, Identitätsklärung oder der Beschaffung von anderweitigen Identi-
tätsdokumenten (z.B. § 48 Absatz 3 Satz 1 AufenthG, §§ 5 Absatz 2 Nummer 2, 56 u. 57 
AufenthV) können einen Ausschlussgrund darstellen, selbst wenn die in § 60a Absatz 6 
Satz 2 genannten Beispiele nicht erfüllt sind. Die dortige Aufzählung ist nämlich nicht ab-
schließend (zu erkennen an dem Wort „insbesondere“). Bei der Ermittlung des vorge-
nannten „Mitwirkungsverschuldens“ der geduldeten Ausländerin oder des geduldeten Aus-
länders gilt es zu beachten, dass die Ausländerbehörde sich nur dann auf den Mitwir-
kungsverstoß wirksam berufen kann, wenn sie ihrerseits bei der Aufklärung und Bestim-
mung der konkret erforderlichen Mitwirkungshandlung mitgewirkt hat (sogenannte „An-
stoß- und Hinweispflicht“ der Ausländerbehörde) (NK-AuslR/Bruns/Hocks, 3. Aufl. 2023, 
AufenthG § 60a Rn. 84, beck-online). Insofern ist es eminent wichtig, dass die Ausländer-
behörde die geduldete Ausländerin oder den geduldeten Ausländer fortlaufend – ggf. in 
Form eines Grundverwaltungsaktes – darüber unterrichtet, welche konkreten (Mit-
wirkungs-)Handlungen von ihr oder ihm verlangt werden, welche bekannten Möglichkeiten 
(z.B. nachweisliche Vorsprache bei der zuständigen Auslandsvertretung) ihm hierfür zur 
Verfügung stehen und aus welchen Gründen, die allein in seinem Verantwortungsbereich 
liegen, die Abschiebung gegenwärtig nicht durchgeführt werden kann (siehe hierzu auch 
SH-spezifische Ergänzungen auf den Seiten 7 und 16 und dortige Hinweise auf den „Bera-
tungserlass“ des MSJFSIG). 

Voraussetzung für die Feststellung eines zwingenden Versagungsgrundes nach § 60a Ab-
satz 6 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Satz 2 AufenthG ist stets, dass das Verhalten der Auslän-
derin oder des Ausländers alleinige Ursache dafür ist, dass aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen nicht vollzogen werden können (OVG Münster NVwZ-RR 2007, 60 (61)). Kommt 
daher eine Abschiebung schon aus anderen – nicht im Verantwortungsbereich der gedul-
deten Ausländerin oder des geduldeten Ausländers liegenden – Gründen nicht in Betracht, 
ist die Norm nicht anwendbar. Dies gilt angesichts des insoweit eindeutigen Wortlauts der 
Norm selbst dann, wenn der Ausländerin oder dem Ausländer die freiwillige Ausreise mög-
lich und zumutbar ist (vgl. BeckOK AuslR/Kluth/Breidenbach, 47. Ed. 1.1.2026, AufenthG § 
60a Rn. 55, beck-online).

Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit (BA):
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Die Erlaubnis zur Beschäftigung setzt in der Regel die vorherige Zustimmung der BA vor-
aus (§ 32 BeschV), es sei denn, es liegt einer der in § 32 Absatz 2 BeschV geregelten Fäl-
le vor, in denen die Erteilung einer Erlaubnis keiner Zustimmung der BA bedarf. Handelt es 
sich um eine zustimmungspflichtige Beschäftigung durch die BA, so muss sich die Auslän-
derin oder der Ausländer zuvor seit mindestens drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit ei-
ner Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufgehalten haben (§ 32 Absatz 1 BeschV).

Selbständige Erwerbstätigkeit:

Der Vollständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass geduldeten Ausländerinnen und 
Ausländern die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit (§ 21 AufenthG) nicht erlaubt wer-
den kann. Nach § 21 Absatz 6 AufenthG kann (nur) einer Ausländerin und einem Auslän-
der, der oder dem eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Zweck erteilt wird oder er-
teilt worden ist, unter Beibehaltung dieses Aufenthaltszwecks die Ausübung einer selb-
ständigen Tätigkeit erlaubt werden, wenn die nach sonstigen Vorschriften erforderlichen 
Erlaubnisse erteilt wurden oder ihre Erteilung zugesagt ist. 

Voraussetzung für die Anwendung des § 21 Absatz 6 AufenthG ist – dem Gesetzeswort-
laut folgend – somit, dass der Ausländerin oder dem Ausländer bereits explizit eine  Auf  -  
enthaltserlaubnis erteilt worden ist (bzw. absehbar erteilt wird). Der Besitz einer Duldung 
ist folglich nicht ausreichend, da diese kein Aufenthaltstitel ist (siehe abschließende Auf-
zählung in § 4 Absatz 1 Satz 2 AufenthG).

Teil X Räumliche Beschränkung und Wohnsitzauflage (§ 61 AufenthG)

Mit der Norm des § 61 stellt das Aufenthaltsgesetz (zusätzliche) Steuerungsinstrumente 
zur Förderung von freiwilligen Ausreisen, als auch zur Erhöhung der Effektivität von Ab-
schiebungsmaßnahmen für vollziehbar ausreisepflichtige – d.h. geduldete – Ausländer zur 
Verfügung. Absatz 1 begründet eine räumliche Beschränkung des Aufenthaltsrechts kraft 
Gesetz. Durch die Absätze 1a und 1c werden die Ausländerbehörden ermächtigt, in weite-
ren Fällen eine räumliche Beschränkung nach pflichtgemäßem Ermessen anzuordnen. Ab-
satz 1d stellt die Rechtsgrundlage für die Entstehung einer gesetzlichen Wohnsitzver-
pflichtung (Wohnsitzauflage) dar; diese ist von der Regelung in § 12a AufenthG zu unter-
scheiden.

Räumliche Beschränkung:

Die Vorschrift des § 61 Absatz 1 Satz 1 AufenthG (räumliche Beschränkung), wonach der 
Aufenthalt eines vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers räumlich auf das Gebiet des 
Landes (Schleswig-Holstein) beschränkt ist, ermöglicht es, das Untertauchen eines voll-
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ziehbar ausreisepflichtigen Ausländers zu erschweren und die Erfüllung der Ausreisepflicht 
besser zu überwachen.  

§ 61 Absatz 1b AufenthG enthält den gesetzlichen Erlöschenstatbestand für die räumliche 
Beschränkung einer geduldeten Ausländerin oder eines geduldeten Ausländers nach drei  -  
monatigem, ununterbrochenem erlaubten, geduldeten oder gestatteten Aufenthalt im Bun-
desgebiet. Ist die räumliche Beschränkung nach § 61 Absatz 1 Satz 1 AufenthG (noch) 
nicht – kraft Gesetzes – erloschen, sind die abweichenden Ausnahmemöglichkeiten nach 
§ 61 Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 AufenthG zu beachten; z.B. wenn eine dauerhafte Verle-
gung des Wohnortes durch die geduldete Ausländerin oder den geduldeten Ausländer an-
gestrebt wird.

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung von asylsuchenden und gedulde-
ten Ausländerinnen und Ausländern (Rechtsstellungsverbesserungsgesetz) vom 23. De-
zember 2014 (BGBl. I 2014, Nr. 64) wurde (unter anderem) ein (neuer) Absatz 1c Satz 1 in 
§ 61 AufenthG eingefügt. Diese Vorschrift erfasst die (ausdrückliche Ausnahme-)Möglich-
keit der ausländerbehördlichen Anordnung einer räumlichen Beschränkung für geduldete 
Ausländerinnen und Ausländer (auch) nach Ablauf bzw. Erlöschen der gesetzlichen räumli-
chen Beschränkung des § 61 Absatz 1 Satz 1 AufenthG. Die Ausländerbehörde kann dem-
nach – bei Vorliegen eines öffentlichen Interesses – im Fall von Straftätern (Nummer 1), 
Personen, bei denen der hinreichende Tatverdacht – ergo keine rechtskräftige Verurteilung 
– eines Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz (BtMG) besteht (Nummer 2), sowie 
Personen, bei denen aufenthaltsbeendende Maßnahmen konkret bevorstehen (Nummer 
3), durch die optionale nachträgliche Anordnung oder Wiederanordnung eine räumlichen 
Beschränkung auf z.B. einen bestimmten Kreis, eine bestimmten Gemeinde oder sogar 
eine bestimmte Unterkunft verfügen. 

Es gilt zu beachten, dass eine räumliche Beschränkung aufgrund von Straffälligkeit nach 
§ 61 Absatz 1c Satz 1 Nummer 1 AufenthG nicht als „automatische Folge“ oder weitere 
Sanktion einer Straftat angeordnet werden darf, sondern der Verhinderung weiterer Straf-
taten dienen soll. Voraussetzung hierfür ist die konkrete und belegbare Gefahr, dass der 
Betroffene weitere Straftaten begehen wird. Außerdem muss die behördliche Anordnung 
bei Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes tatsächlich als erforderlich und ge-
eignet zur Abwehr dieser Gefahr erscheinen und es darf kein milderes Mittel geben (NK-
AuslR/Keßler, 3. Aufl. 2023, AufenthG § 61, Rn. 21, beck-online). Eine geringfügige oder 
schon Jahre zurückliegende Verurteilung wird dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in der 
Regel nicht genügen. Eine klare zeitliche Grenze für den Vorhalt lange vergangener Straf-
taten ergibt sich aus dem Bundeszentralregistergesetz (BZRG). Sobald die Eintragungen 
der Verurteilung im Zentralregister des Bundesamtes für Justiz tilgungsreif sind (§§ 45 
Absatz 1, 46 Absatz 1 Nummer 4 BZRG), kann sie nicht mehr berücksichtigt werden 
(Verwertungsverbot, § 51 Absatz 1 BZRG) (vgl.: Bergmann/Dienelt/Dollinger, 15. Aufl. 
2025, AufenthG § 61 Rn. 18, beck-online).
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Laut Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses (4. Ausschuss) im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 18/3444, Seite 6) sind 
„Tatsachen [,die] die Schlussfolgerung rechtfertigen“ (dass der Ausländer gegen Vorschrif-
ten des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat) – i.S. des § 61 Absatz 1c Satz 1 Num  -  
mer 2 AufenthG – solche, die verwertbar sind, der betroffenen Ausländerin oder dem be-
troffenen Ausländer vorgehalten und im Zweifelsfall auch belegt werden können; z.B. (be-
reits) bei einem eingeleiteten Ermittlungsverfahren der Polizei wegen des Verstoßes ge-
gen das BtMG. Hinreichender Tatverdacht – und damit insbesondere eine Anklageerhe-
bung – ist nicht erforderlich. Hier besteht durchaus ein gewisser Konflikt mit der Un-
schuldsvermutung aus Artikel 6 Absatz 2 EMRK. Es sind deshalb strenge Anforderungen 
an die entsprechenden Tatsachennachweise zu stellen. Wurde die Ausländerin oder der 
Ausländer nicht im Besitz eines Betäubungsmittels oder einer ähnlich eindeutigen 
Situation angetroffen, sollte vor dem Hintergrund des Ermittlungsaufwands und der o.g. 
Unschuldsvermutung eine räumliche Beschränkung nicht angeordnet werden.

Da konkret bevorstehende aufenthaltsbeendende Maßnahmen im Sinne von § 61 Absatz 
1c Nummer 3 AufenthG (seinerzeit) vom Gesetzgeber nicht weiter bzw. konkret definiert 
wurden, sind zur Bewertung die konkret definierten Maßnahmen in § 60c Absatz 2 Num-
mer 5 a) bis e) AufenthG – aufgrund desselben Regelungszwecks – heranzuziehen. Ein 
Rückgriff auf die entsprechenden Anwendungshinweise des Bundesministeriums des In-
nern, für Bau und Heimat zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(BGBl. I 2019, S. 1021) vom 20. Dezember 2019 – Ziffern 60c.2.5.0 bis 60c.2.5.5 – ist da-
her opportun.

Durch das Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht wurde § 61 Absatz 1c 
ein zweiter Satz angefügt. Danach soll eine räumliche Beschränkung auf den Bezirk der 
Ausländerbehörde angeordnet werden, wenn die Ausländerin oder der Ausländer die der 
Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch 
eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder 
zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen 
nicht erfüllt. Damit sollen – lt. Gesetzesbegründung – gerade Ausländerinnen und Auslän-
dern, die über ihre Identität täuschen oder die bei der Beschaffung von Heimreisedoku-
menten nicht ausreichend mitwirken, enger an den Bezirk der Ausländerbehörde gebun-
den werden, um ggf. sicherzustellen, dass sie für etwaige erforderliche Mitwirkungshand-
lungen leichter erreichbar sind und um ein mögliches Untertauchen zu erschweren (vgl. 
Bundestags-Drucksache Nr. 18/11546, Seite 22). Durch die Konzipierung als „Soll-Vor-
schrift“ steht die zu treffende Entscheidung nicht im pflichtgemäßen, sondern im intendier-
ten Ermessen der Ausländerbehörde. Auf die Ausführungen zu Teil IX bzgl. der vorwerfba-
ren, unzureichenden Mitwirkung bei der Passbeschaffung, Identitätsklärung oder der Be-
schaffung von anderweitigen Identitätsdokumenten (Seite 36 ff.) und der damit verbunde-
nen „Anstoß- und Hinweispflicht“ der Ausländerbehörde wird explizit verwiesen. Ausländer, 
die den Mitwirkungspflichten ohne zureichenden Grund nicht nachkommen, haben die sich 

41



Stand (BMI): 30. Mai 2017; mit SH-spezifischen Ergänzungen Stand: 15. Juli 2026

aus ihrem Verhalten ergebenden Nachteile – hier die räumliche Beschränkung gemäß § 
61 Absatz 1c Satz 2 AufenthG – grundsätzlich hinzunehmen; es ist ihre Sache, die Nach-
teile gering zu halten, indem sie sich frühzeitig und nachhaltig um die Beseitigung der Aus-
reisehindernisse bemühen. Dies gilt erst recht, wenn sie ohne oder mit gefälschten Reise-
dokumenten nach Deutschland eingereist sind und damit gezielt die Umstände herbeige-
führt haben, die nun ihrer freiwilligen Ausreise und ihrer Abschiebung entgegenstehen 
(Bergmann/Dienelt/Dollinger, 15. Aufl. 2025, AufenthG § 61 Rn. 23, beck-online).

Bei der Anordnung einer räumlichen Beschränkung nach § 61 Absatz 1c AufenthG handelt 
es sich in allen Fällen um einen eigenständigen Verwaltungsakt (vgl. Haedicke, HTK-
AuslR / § 61 AufenthG – zu Abs. 1c, Stand: 02.11.2020, Rn. 7; VG Schleswig Beschl. v. 
15.6.2020 – 11 B 27/20, Rn. 28). Dies hat zur Folge, dass vor Erlass der Anordnung einer 
räumlichen Beschränkung nach § 61 Absatz 1c AufenthG eine Anhörung nach § 87 LVwG 
zu erfolgen hat und der jeweilige Verwaltungsakt gemäß § 109 LVwG mit einer Be-
gründung und einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist.

Die Geltungsdauer der Anordnung der räumlichen Beschränkung erledigt sich nicht da-
durch, dass die Geltungsdauer der dem Antragsteller erteilten Duldung abgelaufen ist. 
Nach § 51 Absatz 6 AufenthG bleiben räumliche und sonstige Beschränkungen und Aufla-
gen nach dem Aufenthaltsgesetz oder nach anderen Gesetzen auch nach Wegfall (des 
Aufenthaltstitels oder) der Aussetzung der Abschiebung (Duldung) in Kraft, bis sie aufge-
hoben werden oder der Ausländer seiner Ausreisepflicht nachgekommen ist.

Möchte eine geduldete Ausländerin oder ein geduldeter Ausländer den festgelegten Be-
reich einer räumlichen Beschränkung verlassen, muss sie oder er zunächst bei der Aus-
länderbehörde eine sogenannte Verlassenserlaubnis gemäß § 12 Absatz 5 AufenthG 
beantragen; nach Satz 1 steht die Entscheidung hierüber im Ermessen der Ausländerbe-
hörde, nur in den Fällen von Satz 2 besteht ein Rechtsanspruch. Eine vorsätzliche oder 
fahrlässige Zuwiderhandlung gegen eine vollziehbar Anordnung nach § 61 Absatz 1c Auf-
enthG oder einer räumlichen Beschränkung nach § 61 Absatz 1 Satz 1 ist als Ordnungs-
widrigkeit bußgeldbewehrt (§ 98 Absatz 3 Nummer 2b u. 5b AufenthG) und wird im Wieder-
holungsfall mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft (§ 95 Absatz 1 
Nummer 7 AufenthG).

Der Vollständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass für eine Ausländerin oder einen 
Ausländer, gegen den eine Ausweisungsverfügung auf Grund eines Ausweisungsinteres-
ses nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a 
besteht, die gesetzlich normierte räumliche Beschränkung des Aufenthalts auf den Bezirk 
der Ausländerbehörde nach § 56 Absatz 2 AufenthG zu beachten ist.

Wohnsitzauflage:
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Durch die Vorschrift des § 61 Absatz 1d Satz 1 AufenthG (Wohnsitzauflage) soll eine ge-
rechte Verteilung der Sozialkosten zwischen den Ländern dadurch gewährleistet werden, 
dass Sozialleistungen lediglich an dem Wohnort erbracht werden, auf den sich die Wohn-
sitzauflage bezieht. Insbesondere sollen geduldete Ausländerinnen und Ausländer, die un-
ter Verstoß gegen eine Wohnsitzauflage in ein anderes Bundesland umzuziehen, dort kei-
ne Ansprüche nach dem Asylbewerberleistungsgesetz geltend machen können. Die 
Wohnsitzauflage entsteht bei Geduldeten kraft Gesetzes, soweit die Ausländerbehörde 
bisher keine entsprechende Auflage angeordnet hat. Da die Wohnsitzauflage – wie zuvor 
ausgeführt – der gerechten Verteilung der Sozialkosten zwischen den Ländern dienen soll, 
ist sie nur dann erforderlich, wenn der Lebensunterhalt nicht gesichert ist (§ 2 Absatz 3 
AufenthG). Entsprechend sieht § 61 Absatz 1d AufenthG nur in diesen Fällen die Entste-
hung einer Wohnsitzauflage vor (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 18/3144, Seite 10). Et-
was anderes regelt § 60b Absatz 5 Satz 3 AufenthG, wonach die Ausländerin oder der 
Ausländer, dem die Duldung mit dem Zusatz "für Personen mit ungeklärter Identität" aus-
gestellt worden ist, kraft Gesetz einer Wohnsitzauflage nach § 61 Absatz 1d AufenthG un-
terliegt.

§ 84 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b u. 1c AufenthG führt den Ausschluss der aufschiebenden 
Wirkung von Widerspruch und Klage gegen die Anordnung einer räumlichen Beschrän-
kung bzw. Anordnung einer Wohnsitzauflage nach § 61 Absatz 1c und 1d herbei. Sowohl 
die räumliche Beschränkung, als auch die Wohnsitzauflage dienen der Durchsetzung der 
Ausreise im Fall von vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländern und sollen deren absichtli-
ches Entziehen von den Maßnahmen verhindern (vgl. Bundestags-Drucksache Nr. 
20/9463, Seite 50 ff.).

Die Wohnsitzauflage nach § 61 Absatz 1d Satz 1 AufenthG erlischt automatisch kraft Ge-
setzes im Falle des gesicherten Lebensunterhalts des Ausländers gemäß § 112 Absatz 2 
LVwG „auf andere Weise“. Grundsätzlich hat daher die zuständige Ausländerbehörde die 
eingetragene Wohnsitzauflage bei deren Erlöschen automatisch ohne gesonderten Antrag 
des Ausländers – beispielsweise im Rahmen der Verlängerung einer Duldung – auf dem 
Vordruckmuster zu streichen. 

Nach § 61 Absatz 1d Satz 3 AufenthG kann die zuständige Ausländerbehörde die gesetzli-
che Wohnsitzauflage von Amts wegen oder auf Antrag der geduldeten Ausländerin oder 
des geduldeten Ausländers ändern (aber nicht streichen), wenn eine dauerhafte Verlegung 
des Wohnortes durch die geduldete Ausländerin oder den geduldeten Ausländer ange-
strebt wird. Hierbei hat sie die Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen (z.B. im 
Falle der (beabsichtigten) Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft mit dem Ehe-
partner oder einem minderjährigen, ledigen Kind im selben Haushalt im Hinblick auf Artikel 
6 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 GG) oder sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem 
Gewicht zu berücksichtigen. Die zu berücksichtigende Haushaltsgemeinschaft von Famili-
enangehörigen kann auch eine Haushaltsgemeinschaft sein, die außerhalb des Bundes-
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gebietes bestanden hat. Eine Ausnahme von der Berücksichtigung der Haushaltsgemein-
schaft von Familienangehörige kann allenfalls dann bestehen, wenn die Herstellung der 
Familieneinheit im Herkunftsland möglich und zumutbar ist (z.B. bei einem beabsichtigten 
Zuzug zu einem ebenfalls geduldeten Familienangehörigen). Dauert jedoch die Familien-
trennung bereits über eine längere Zeit an und ist erkennbar, dass die Beteiligten nicht – 
auch nicht freiwillig – ausreisen werden, selbst wenn sie dies könnten, darf die Trennung 
nicht auf Dauer aufrechterhalten bleiben, um auf diese Weise Druck auszuüben (NK-
AuslR/Keßler, 3. Aufl. 2023, AufenthG § 61, Rn. 30, beck-online). Zu den „humanitären 
Gründen von vergleichbarem Gewicht“ zählen lt. Gesetzesbegründung insbesondere 
erhebliche persönliche Gründe (z.B. besonderer Schutzbedarf, konkret bestehende 
Ausbildungsmöglichkeiten oder konkrete Möglichkeiten der Erwerbstätigkeit) (vgl. 
Bundesrats-Drucksache Nr. 506/14, Seite 12). Ergänzend bzw. explizit wird hierzu auch 
auf C., II., 3., Seite 25 ff. des Leitfadens des MSJFSIG für die Mitarbeitenden in der 
schleswig-holsteinischen Zuwanderungsverwaltung zu dem Thema: Die Berücksichtigung 
von häuslicher und/oder geschlechtsspezifischer Gewalt gegenüber Frauen im 
Aufenthaltsrecht vom 10. Juni 2025 – Fallgruppe der vollziehbar ausreisepflichtigen 
Ausländerinnen: Aufhebung der räumlichen Beschränkung/ Wohnsitzauflage nach § 61 
Abs. 1 bzw. Abs. 1d AufenthG in Gewaltschutzfällen hingewiesen. 

„Beteiligungs-/Zustimmungsverfahren“ bei Änderung einer Wohnsitzauflage:

Ob hinsichtlich der Änderung einer Wohnsitzauflage gemäß § 61 Absatz 1d Satz 3 Auf-
enthG nach der aktuellen Gesetzeslage eine Beteiligung bzw. sogar Zustimmung durch 
die Ausländerbehörde des angestrebten bzw. künftigen Wohnortes (im Folgenden: aufneh-
mende Ausländerbehörde) erforderlich ist, wird nicht einheitlich beantwortet. Das BMI ver-
tritt die Rechtsauffassung, dass in solchen Fällen § 72 Absatz 3a AufenthG analog anzu-
wenden sei. Die Rechtsprechung tendiert hingegen dazu, dass eine Zustimmung der auf-
nehmenden Ausländerbehörde – mangels gesetzlicher Grundlage – nicht erforderlich ist 
(vgl. OVG Bautzen 27.7.2022 – 3 B 179/22 Rn. 12; OVG Brem 7.7.2022 – 2 B 104/22 Rn. 
20 ff.; BayVGH 15.9.2020 – 10 ZB 20.1953 Rn. 4). Im Interesse der Zwecksetzung von § 
61 Absatz 1d AufenthG – der beabsichtigen „gerechten Verteilung der Sozialkosten“ – und 
zur Vermeidung widersprüchlichen Verwaltungshandelns sollte eine Beteiligung der 
aufnehmenden Ausländerbehörde erfolgen und diese um Zustimmung ersucht werden, 
wenngleich eine nicht erteilte Zustimmung keine Bindungswirkung für die entscheidende 
bzw. „abgebende“ (zuständige) Ausländerbehörde entfaltet. Die Antwort der aufnehmen-
den Ausländerbehörde ist in der Interessenabwägung bei der Ermessensausübung zu be-
rücksichtigen. Im Falle divergierender Rechtsauffassungen hinsichtlich der Änderung der 
Wohnsitzauflage wird ggf. die aufnehmende Ausländerbehörde im Verwaltungsstreitver-
fahren als Beteiligte beigeladen. Entsprechende Nachweise und Unterlagen, mit denen die 
Notwendigkeit der Änderung der Wohnsitzauflage begründet werden, sind durch den je-
weiligen Ausländer beizubringen (§ 82 Absatz 1 AufenthG) und durch die abgebende Aus-
länderbehörde der „Zustimmungsanfrage“ an die aufnehmende Ausländerbehörde beizufü-
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gen. Wird eine Ausländerbehörde in Schleswig-Holstein um Zustimmung gebeten, ist im 
Falle einer Verweigerung diese Entscheidung mit einer (kurzen) Begründung zu versehen, 
um der ersuchenden bzw. abgebenden Ausländerbehörde zu ermöglichen, den Antrag des 
Betroffenen begründet abzulehnen. Zieht ein ausreisepflichtiger Ausländer ohne entspre-
chende Wohnsitzauflage zu, sollte vor Übernahme der aufenthaltsrechtlichen Zuständig-
keit zunächst Rücksprache mit der abgebenden Ausländerbehörde gehalten werden, aus 
welchen (rechtlichen) Gründen eine entsprechende Auflage nicht (mehr) besteht (ggf. kraft 
Gesetz nach § 61 Absatz 1d Satz 1 AufenthG aufgrund des gesicherten Lebensunter-
halts). In strittigen Fällen ist eine Klärung durch die Fachaufsicht herbeizuführen.

Im Übrigen dürfen räumliche Beschränkungen und Auflagen und sonstige Maßnahmen ge-
gen eine Ausländerin oder einen Ausländer, die oder der nicht im Besitz eines erforderli-
chen Aufenthaltstitels ist, von einer anderen (Ausländer-)Behörde nur im Einvernehmen 
mit der Behörde geändert oder aufgehoben werden, die die Maßnahme angeordnet hat (§ 
72 Absatz 3 AufenthG).

Mit einer etwaigen (rechtmäßigen) Änderung der Wohnsitzauflage geht die Zuständigkeit 
für die (erneute) Duldungserteilung auf den neuen Wohnort über (vgl. in diesem Zusam-
menhang auch OVG Bremen BeckRS 2020, 25883). Gleiches gilt, wenn eine Person, die 
ihren Lebensunterhalt sichern kann, ihren Wohnsitz in den Zuständigkeitsbereich einer an-
deren Behörde verlegt. Wird sie danach leistungsabhängig, lebt die Wohnsitzauflage 
ebenso wie die Leistungsverpflichtung am neuen Wohnort auf (vgl. Bundestags-Plenarpro-
tokoll 18/73, 6998 (D)) (Huber/Mantel/Gordzielik/Naghipour, 4. Aufl. 2025, AufenthG § 61 
Rn. 25, beck-online).
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